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Vorbemerkung

Der Bericht wurde von dem Verein Sozialfabrik/
Forschung und Politikanalyse in Zusammenarbeit
mit dem Zentralrat Deutscher Sinti und Roma und
dem Dokumentations- und Kulturzentrum Deut-
scher Sinti und Roma erstellt. Verfasser und He-
rausgeber des Berichts ist Guillermo Ruiz Torres
(Sozialfabrik). Mirja Leibnitz (Sozialfabrik) ist Mit-
autorin des Kapitels iber Antiziganismus in der 6f-
fentlichen Verwaltung. Jonathan Mack (Zentralrat)
hat den Prozess der Berichterstellung aufmerksam
verfolgt.

Der Bericht wurde im Rahmen des ,,Roma Civil
Monitor“-Pilotprojekts ,,Aufbau des Handlungs-
vermogens der Roma-Zivilgesellschaft und Star-
kung ihrer Teilhabe im Monitoring der nationa-
len Strategien zur Integration der Roma“ erstellt.
Das Pilotprojekt wird fiir die Europdische Kom-

mission, GD Justiz und Verbraucher, durchgefiihrt.
Es wird vom Center for Policy Studies der Central
European University (CEU CPS) in Partnerschaft
mit dem European Roma Grassroots Organisations
Network (ERGO Network), dem European Roma
Rights Centre (ERRC), der Fundacidn Secretaria-
do Gitano (FSG) und dem Roma Education Fund
(REF) koordiniert und unter Beteiligung von rund
90 NGOs und Experten aus bis zu 27 Mitgliedsstaa-
ten realisiert.

Obwohl das Pilotprojekt ,,Roma Civil Monitor,
in dessen Rahmen der Bericht erstellt wurde, von
der CEU koordiniert wird, stellt der Bericht allei-
ne die Ergebnisse des Autors dar und spiegelt nicht
zwangsldufig die Ansichten der CEU wider. Die CEU
kann fiir die Verwendung der darin enthaltenen In-
formationen nicht verantwortlich gemacht werden.



Zusammenfassung

Antiziganismus stellt ein gesamtgesellschaftliches
Phidnomen dar. Auch die 6ffentliche Verwaltung
und die Sozialdienste sind von antiziganistischen
Einstellungen und Handlungen nicht ausgenom-
men. Sinti und Roma werden oftmals in der 6f-
fentlichen Verwaltung diskriminiert. Weit verbrei-
tete antiziganistische offentliche Diskurse wirken
sich auf die Einstellungen und das Wissen der in
den offentlichen Institutionen arbeitenden Men-
schen, auf Gesetze, Politiken und gesetzliche Re-
gelungen aus und konnen auf allen Ebenen der
offentlichen Verwaltung zu Diskriminierung von
Sinti und Roma fithren. Besonders stark ausge-
préagt erscheinen diese Formen der Diskriminie-
rung bei den Behorden, die Sozialleistungen ver-
walten.

Antiziganistische Diskriminierung ist auch in
der Sozialen Arbeit ein Thema. Benachteiligte Sin-
ti und Roma benétigen hédufig die Unterstiitzung
von Einrichtungen, die soziale Dienste anbieten,
und von Sozialarbeiter*innen, um Zugang zu so-
zialen Diensten zu erhalten. Selbstorganisationen
von Sinti und Roma kritisieren, dass ein Teil der
Sozialarbeiter*innen bei der Beratung ihrer Kli-
ent*innen antiziganistische Stereotypen reprodu-
zieren.

Diskriminierungen durch die 6ffentliche Ver-
waltung und Organisationen, die soziale Dienste
anbieten, hindern benachteiligte Sinti und Roma
daran, ihre biirgerlichen und sozialen Rechte wahr-
zunehmen. Obwohl Selbstorganisationen von Sin-
ti und Roma und Expert*innen antiziganistische
Verhaltens- und Handlungsmuster in diesen Be-
reichen oft kritisiert haben, wurden nur sehr we-
nige Untersuchungen durchgefiihrt und nur weni-
ge Maflnahmen ergriffen. Dringende Mafinahmen
sind notwendig, um dem Phinomen entgegenzu-
wirken. Aus diesem Grund befasst sich der vorlie-
gende Monitoring-Bericht mit antiziganistischen
Verhaltensmustern und Praktiken in der o6ffent-
lichen Verwaltung und der Sozialen Arbeit, um
das Bewusstsein — insbesondere von politischen
Entscheidungstrager*innen, Akademiker*innen
und Sozialarbeiter*innen - fiir die Problematik zu
schérfen.

Antiziganismus in der 6ffentlichen
Verwaltung

Antiziganismus spiegelt sich in der offentlichen
Verwaltung sowohl in direkter als auch in struk-
tureller Diskriminierung wider. Es liegen umfang-
reiche Informationen iiber antiziganistische Dis-
kriminierung durch 6ffentliche Arbeitsémter und
Jugenddamter vor. Benachteiligte Sinti und Roma
befinden sich gegeniiber den o6ffentlichen Diensten
in einer asymmetrischen Situation und sind héiu-
tig mit Diskriminierungen konfrontiert, die sie an
der Ausiibung ihrer sozialen Rechte hindern. Dis-
kriminierende Muster kdnnen sein: eine strenge-
re Priifung der Unterlagen der Antragstellenden,
die willkiirliche oder rechtswidrige Ablehnung von
Antrigen, diskriminierende Zuschreibungen und
Unterstellungen, die Anforderung irrelevanter oder
nicht verfiigbarer Dokumente, die rechtswidrige
Ablehnung von Sozialleistungen sowie die Verwei-
gerung von Auskiinften und Informationen. Das
Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) gilt
nicht fiir Félle von Diskriminierung durch die 6f-
fentliche Verwaltung und ist daher in diesem Be-
reich nicht anwendbar. Wihrend die bestehenden
Instrumente zur Verhinderung von Diskriminie-
rung bislang unwirksam sind, existiert auf Landese-
bene im o6ffentlichen Bereich (noch) keine Antidis-
kriminierungsgesetzgebung.

Es wird iiber eine grofle Anzahl von Diskri-
minierungsfillen gegen benachteiligte EU-Biir-
ger*innen aus Bulgarien und Rumanien berichtet,
denen in 6ffentlichen Diskursen oftmals eine Iden-
titdt als Roma zugeschrieben wird. Diese o6ffent-
lichen Diskurse stehen in einem Zusammenhang
mit einer Reihe gesetzgeberischer Mafinahmen,
die zu einer zunehmend starkeren Beschneidung
des Rechts auf Freiziigigkeit fiir EU-Biirger*in-
nen fithren. Die entsprechenden Mafinahmen und
Einschrinkungen beeinflussen ihrerseits wiede-
rum unmittelbar die Entscheidungen der Mitar-
beiter*innen von Behorden, die Bulgar*innen und
Rumén*innen als Problem wahrnehmen. Ein gro-
Ber Teil der diskriminierenden Vorfille, die von
EU Biirger*innen gemeldet werden, sind auf Ein-



schrankungen des Rechts auf Freiziigigkeit zu-
riickzufithren. Aufgrund rechtlicher und adminis-
trativer Unsicherheiten, mitunter sogar auf Druck
der Verwaltungsleitungen, werden fiir Ruman*in-
nen und Bulgar*innen - die hdufig als Roma an-
gesehen werden - bei der Priifung des Anspruchs
auf Sozialleistungen strengere Regeln als bei ande-
ren Klientengruppen angewandt. Werden die von
den Behorden getroffenen Entscheidungen einge-
hender gepriift und Berufung gegen sie eingelegt
wird, hat die Berufung oft Erfolg und beweist da-
mit, dass viele dieser Entscheidungen nicht geset-
zeskonform sind.

Zur Bekampfung diskriminierender Strukturen
und Praktiken in der offentlichen Verwaltung ste-
hen einige interne und externe Mechanismen zur
Verfligung. Intern verfiigen eine Reihe von 6ffentli-
chen Verwaltungen, darunter auch die Arbeitsver-
waltungen, iiber Antidiskriminierungsinstrumente
wie Diversitdtsmanagement, Antidiskriminierungs-
schulungen und Gleichstellungsbeauftragte. Leider
haben sich diese Instrumente bislang als ineffizient
erwiesen, um Antiziganismus in der offentlichen
Verwaltung nachhaltig entgegenzuwirken.

Antiziganismus in der Sozialen Arbeit

Benachteiligte Sinti und Roma nehmen Kontakt zu
Sozialdiensten und Sozialarbeiter*innen auf, weil
sie oft Unterstiitzung benétigen, um ihre sozialen
Rechte einzufordern. Viele kritische und engagier-
te Sozialarbeiter*innen, Padagog*innen und Sozi-
alpddagog*innen setzen sich mit groflem Engage-
ment fiir die Bekdmpfung von Antiziganismus in
allen Bereichen der Gesellschaft ein, insbesondere
im Bereich der sozialen Dienste. Doch trotz dieser
engagierten Fachkrifte ist Antiziganismus im sozi-
alen Bereich noch immer prisent. So neigen einige
Sozialarbeiter*innen dazu, ihre Klient*innen res-
pektlos zu behandeln und antiziganistische Stereo-
typen zu reproduzieren. Auf diese Weise konnen
die Strukturen im sozialen Sektor dazu beitragen,
antiziganistische Einstellungen und Praktiken auf-
rechtzuerhalten und zu verstarken.

Zusammenfassung

Ein unter Sozialarbeiter*innen weit verbreiteter
Gedanke besteht darin, dass die benachteiligte Stel-
lung von Teilen der Sinti und Roma mit ihrer Kul-
tur zusammenhidnge und sie nicht in der Lage sei-
en, dem Teufelskreis der sozialen Ausgrenzung zu
entkommen. Antiziganismus driickt sich dabei auf
unterschiedliche Weise aus - entweder direkt und
offen oder indirekt, basierend auf Gedanken und
Einstellungen, mit denen Sinti und Roma auf be-
stimmte Stereotypen reduziert werden. Ein grofier
Teil der Sozialarbeiter*innen lasst sich von der Pra-
misse leiten, ihre Klient*innen disziplinieren und
ihrem als ,,abweichend” empfundenen Verhalten
entgegenwirken zu wollen, um sie somit in die Ge-
sellschaft zu (re)integrieren. Den Klient*innen wird
auf diese Weise ihre Autonomie verweigert.

Sozialarbeiter*innen verfiigen in ihrer Bezie-
hung zu ihren Klient*innen iiber betrichtliche
Machtbefugnisse. Sie kénnen Entscheidungen be-
einflussen, die sich unmittelbar auf die Lebensbe-
dingungen benachteiligter Menschen auswirken.
So konnen sie etwa ihre Meinung dazu duflern, ob
Kinder ihren Eltern weggenommen und in Kinder-
betreuungseinrichtungen geschickt werden sollten.
Auch konnen sie unter den Klient*innen tiber die
Verteilung von Ressourcen entscheiden; beispiels-
weise dadurch, dass sie den Wohnungsamtern Fa-
milien empfehlen, die eine Wohnung bekommen
sollen. Sozialarbeiter*innen konnen dariiber hin-
aus eine entscheidende Rolle bei der Einflussnahme
auf die Politikgestaltung spielen, indem sie Infor-
mationen liefern, die von den Entscheidungstra-
gern der offentlichen Dienste verarbeitet werden,
um MafSnahmen zu entwerfen, die auf Sinti und
Roma abzielen.

Es gibt Sinti und Roma, die selbst als Sozial-
arbeiter*innen, Erzieher*innen oder Sozialpad-
agog*innen in Selbstorganisationen der Minder-
heit oder in Organisationen tdtig sind, die soziale
Dienste anbieten. Andere haben Ausbildungen zu
Mediator*innen und Bildungsberater*innen absol-
viert. Dies ist ein Weg, um Sinti und Roma zu stér-
ken, und zugleich ein Mittel, um Antiziganismus
im sozialen Bereich entgegenzuwirken.
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Empfehlungen

Bekampfung von Antiziganismus
in der 6ffentlichen Verwaltung

ENTWURF UND UMSETZUNG VON
ANTIDISKRIMINIERUNGSGESETZEN

Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG)
ist auf den oOffentlichen Sektor nicht anwendbar.
Rechtliche und institutionelle Instrumente haben
sich als nicht ausreichend erwiesen, um die Ein-
zelpersonen vor Diskriminierung durch den 6f-
fentlichen Sektor zu schiitzen. Es ist dringend er-
forderlich, entweder den Geltungsbereich des
Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes auf den
offentlichen Sektor auszudehnen oder die entspre-
chende Gesetzgebung dafiir zu schaffen.

MONITORING VON ANTIZIGANISMUS
IN DER OFFENTLICHEN VERWALTUNG

Die Bundesregierung sollte eine unabhingige Stel-
le zum Monitoring von Antiziganismus in allen Be-
reichen der 6ffentlichen Verwaltung einrichten und
finanzieren bzw. ein solches Gremium bei den be-
stehenden Antidiskriminierungsstellen einrichten.
Diese Stelle sollte alle Vorfille und Entwicklungen
im Bereich Antiziganismus kontinuierlich unter-
suchen und dokumentieren und so eine systema-
tische Erfassung und Bearbeitung von antiziganis-
tischen Vorfallen - einschlieflich solcher, die keine
Straftat darstellen - in allen Bereichen des offentli-
chen Lebens erméglichen. Dieses Gremium sollte
die Kompetenz haben, vor Angestellten und 6ffent-
lichen Stellen zu intervenieren, um mutmafiliche
Fdlle antiziganistischer Diskriminierung zu unter-
suchen.

DURCHFUHRUNG VON SCHULUNGEN ZUM
THEMA ANTIZIGANISMUS, DIE SICH AN DIE
OFFENTLICHE VERWALTUNG RICHTEN

Angestellte der offentlichen Verwaltung sollten
fiir das Thema Antiziganismus sensibilisiert wer-
den. Ein Bildungsprogramm mit dem Schwerpunkt
Rassismuskritik ist fiir alle Mitarbeiter*innen un-
verzichtbar, insbesondere im Hinblick auf die Dis-
kriminierung und Verfolgung, die Sinti und Roma
erfahren haben. Offentliche Stellen gegen Diskrimi-
nierung miissen detaillierte Schulungen und Richt-
linien zur Geschichte von Sinti und Roma und iiber
Antiziganismus in Deutschland erhalten.

DURCHFUHRUNG VON SCHULUNGEN
FUR SINTI UND ROMA, UM DISKRIMINIERUNG
ZU ERKENNEN

Es miissen Weiterbildungen und Ausbildungsiniti-
ativen fiir Selbstorganisationen von Sinti und Roma
finanziert werden, um Sinti und Roma bei der Ent-
wicklung ihres Rechtsbewusstsein und bei der Ein-
reichung von Beschwerden gegen Diskriminierung
wirksam unterstiitzen zu konnen.

VERBESSERUNG DER
BESCHWERDEMECHANISMEN

Unabhingige Beschwerdemechanismen sollten
eingerichtet werden und bestehende Beschwerde-
mechanismen in der 6ffentlichen Verwaltung ver-
bessert werden, um sie auch fiir benachteiligte Men-
schen verstandlich und leicht zuganglich zu machen.
Die Institution der Ombudsperson sollte in der 6f-
fentlichen Verwaltung institutionalisiert werden.



Bekampfung des Antiziganismus
in der Sozialen Arbeit

EVALUIERUNG VON MASSNAHMEN
UND ENTWICKLUNG VON RICHTLINIEN

Kommunalverwaltungen, die Sozialhilfeprojek-
te fiir benachteiligte Sinti und Roma durchfiithren
oder finanzieren, sollten diese Projekte evaluieren,
um festzustellen, ob sie den Standards der Viel-
falt und Nichtdiskriminierung entsprechen. Die
Evaluationen sollten in der Folge als Grundlage
tiir die Entwicklung von Richtlinien herangezogen
werden, die von der offentlichen Verwaltung und
sozialen Diensten bei der Konzeption und Durch-
tithrung von Sozialhilfeprojekten fiir benachteiligte
Sinti und Roma verwendet werden kénnen.

ENTWICKLUNG UND DURCHFUHRUNG VON
SCHULUNGEN FUR SOZIALARBEITER*INNEN

Weiterbildungen tiber Antiziganismus, die sich an
Sozialarbeiter*innen der offentlichen Verwaltung
und der Sozialdienste richten, sollten regelmafiig
durchgefithrt werden. Diese Schulungen sollten
vornehmlich von Selbstorganisationen von Sinti
und Roma durchgefiihrt werden.

Empfehlungen

STARKUNG VON SINTI UND ROMA
IN DEN SOZIALEN DIENSTEN

Sinti und Roma sollten starker in den Bereich der
Sozialdienste einbezogen werden. Sie sollten, auch
durch positive Mafinahmen, als Sozialarbeiter*in-
nen, Berater*innen oder Vermittler*innen in Bera-
tungsstellen, Schulen und Kindergirten eingesetzt
werden. Sinti und Roma, die nicht tiber die forma-
len Qualifikationen als Sozialarbeiter*innen, Erzie-
her*innen oder Berater*innen verfiigen, sollten die
Moglichkeit erhalten, diese Qualifikationen wah-
rend der Arbeit zu erwerben. Auch sollten ihnen
Wege und Moglichkeiten geboten werden, den Er-
werb von notwendigen formalen Qualifikationen
zu einem spéateren Zeitpunkt nachzuholen.

THEMATISIERUNG VON ANTIZIGANISMUS
IM STUDIUM DER SOZIALEN ARBEIT

Fachhochschulen, die Studiengidnge im Bereich der
Sozialen Arbeit anbieten, sollten sicherstellen, dass
Frage- und Problemstellungen, die sich mit dem
Thema Antiziganismus verbinden, in das Studien-
programm aufgenommen werden. Es sollte auch si-
chergestellt werden, dass sich die Studierenden im
Rahmen des Studiums mit dem Verstdndnis und
der Bekdmpfung von Rassismus und Antiziganis-
mus auseinandersetzen.

1
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Einleitung

Wie wir im ersten Roma-Civil-Monitor-Bericht,
der 2018 veroffentlicht wurde', festgestellt haben,
wurden in den letzten zehn Jahren die Mafinahmen
zur sozialen Inklusion benachteiligter Sinti und
Roma und zur Bekdmpfung von Antiziganismus
verstdrkt. Dies hangt einerseits mit der Verabschie-
dung des ,Europdischen Rahmens fiir nationale
Strategien zur Integration der Roma®“ zusammen.
Dieser hat die deutsche Regierung sowie die regi-
onalen und lokalen Behérden dazu veranlasst, die
Mafinahmen zur sozialpolitischen Entwicklung auf
stadtischer Ebene zu verstirken, um einen Umgang
mit der Einwanderung von EU-Biirger*innen aus
Bulgarien und Ruménien zu finden. Andererseits
héngt es mit der Starkung der Programme der Bun-
desregierung zur politischen Bildung zusammen,
die den zunehmenden rechtsextremen Tendenzen
in der Gesellschaft entgegenwirken sollen. Diese
politischen Entwicklungen wurden nicht zuletzt
von Sinti und Roma-Organisationen befordert, die
sich seit Jahrzehnten fiir Nichtdiskriminierung und
gleichberechtigte Teilhabe einsetzen.

Was die Politik auf foderaler institutioneller
Ebene betrifft, so hat es im selben Zeitraum kei-
ne Anderungen gegeben. Die Bundesregierung be-
steht darauf, dass die Nationale Kontaktstelle fiir
Sinti und Roma, angesiedelt im Referat ,Nationale
Minderheiten® im Bundesministerium des Innern,
tiir Bau und Heimat, kein Mandat zur Ausarbeitung
oder Koordinierung von Programmen mit den
Bundeslandern oder lokalen Verwaltungen besitzt.
Thren Standpunkt begriindet die Bundesregierung
damit, dass die Kontaktstelle innerhalb des fode-
ralen Systems Deutschlands nicht in die Politik auf
Landes-, stadtischer und kommunaler Ebene in Be-
zug auf Sinti und Roma eingreifen kann. Auf Bun-
desebene sind einzelne Ministerien fiir Programme
zur Forderung der Gleichbehandlung und der sozi-
alen Inklusion benachteiligter Sinti und Roma zu-
standig.

1 Der erste Jahreszyklus des Roma Civil Monitor konzentrierte sich auf
die horizontalen Voraussetzungen fur die gleichberechtigte Teilhabe
von Sinti und Roma - Regierungsfuhrung, Kampf gegen Antiziganis-
mus und Antidiskriminierung. Der zweite Zyklus betraf die vier wich-
tigsten Politikbereiche Bildung, Beschaftigung, Gesundheitswesen
und Wohnungswesen. Alle Berichte sind verfugbar unter: https:/
zentralrat.sintiundroma.de/monitoring-eu-strategie/

In Deutschland gibt es keine Nationale Strate-
gie zur Integration der Roma (NRIS). Hierzu hat
die deutsche Regierung erkldrt: ,,... eine spezifische
Roma-Strategie ist in Deutschland nicht erforder-
lich. Auch fiir die auslindischen Roma, die als Ein-
wanderer oder Fliichtlinge nach Deutschland kom-
men und ein Recht auf Daueraufenthalt haben, ist
eine nationale Strategie nicht notwendig. Denn die-
se Menschen haben Zugang zu den gleichen Integ-
rationsprogrammen wie andere Gruppen auslandi-
scher Staatsangehoriger? Aus diesem Grund gibt
es ein integriertes Mafinahmenpaket, tiber das alle
zwei Jahre berichtet wird und das eine Liste von In-
itiativen und Projekten zur Gleichbehandlung und
sozialen Inklusion von Sinti und Roma auf Bun-
des-, Landes- und kommunaler Ebene enthilt. In
den Fortschrittsberichten iiber das integrierte Maf3-
nahmenpaket wird allerdings nicht berichtet, ob
Sinti und Roma an diesen Programmen und Maf3-
nahmen teilgenommen haben.

Der Schwerpunkt der Fortschrittsberichte der
Bundesregierung ist nicht klar definiert — es wird
nicht erklart, warum bestimmte Programme und
MafSnahmen aufgefiihrt sind und andere nicht. Es
gibt keine Informationen tiber die Auswirkungen
dieser Politiken und Programme auf die Gleich-
behandlung und soziale Inklusion benachteiligter
Sinti und Roma. Auch bleibt unklar, ob sie zu einer
Veridnderung des allgemeinen sozialen Klimas ge-
fithrt haben, die der Teilhabe von Sinti und Roma
am gesellschaftlichen Leben forderlich wére. Zudem
werden keine Informationen iiber die Bewertung
der aufgefithrten Programme und Mafinahmen ge-
geben. Es kann daher in den Fortschrittsberichten
auch kein Ansatz zur Planung, Uberwachung und
Entwicklung von Mafinahmen identifiziert werden.

Das Problem des Ansatzes der Bundesregierung
besteht darin, dass keine strukturellen und institu-
tionellen Rahmenbedingungen vorhanden sind, die
den Zugang benachteiligter Sinti und Roma zu In-
klusionsprogrammen garantieren, weil Rassismus
2 Bundesministerium des Innern (2011), Bericht der Bundesrepub

lik Deutschland an die Européische Kommission. EU-Rahmen flr
nationale Strategien zur Integration der Roma bis 2020, Integrierte
MaBnahmenpakete zur Integration der Roma bis 2020, S. 29.

Verfugbar unter: http://ec.europa.eu/justice/discrimination/files/
roma_germany_strategy_de.pdf



gegen Roma und Sinti nicht als strukturelles und
institutionelles Problem anerkannt wird. Benach-
teiligte Sinti und Roma erleben oftmals Diskrimi-
nierung und werden in der Ausiibung ihrer biir-
gerlichen und sozialen Rechte eingeschrankt. Eine
zukiinftige deutsche Handlungsstrategie sollte sich
auf die Bekdmpfung von Antiziganismus in allen
gesellschaftlichen Bereichen konzentrieren, da An-
tiziganismus die Hauptursache fiir die soziale Aus-
grenzung von Sinti und Roma darstellt.®

Wihrend der Umsetzungsphase dieses Moni-
torings haben sich in der deutschen Gesellschaft
kontinuierlich antiziganistische Tendenzen mani-
festiert: in Auflerungen von Politikern rechtsge-
richteter, aber auch konservativer und sozialdemo-
kratischer Parteien, in Artikeln und Reportagen in
den Medien und in Hassreden im Internet. Anti-
ziganismus hat auch gewalttitige Formen ange-
nommen. Die eklatantesten Vorfille waren dabei
der Anschlag auf ein Roma-Middchen, das durch
eine Schreckschusspistole verletzt wurde (2018),
und die Messerattacke auf eine Romni (2019). Die-
se Vorfille fanden in der Medienberichterstattung
kein starkes Echo, was zeigt, dass Antiziganismus
in der deutschen Offentlichkeit nach wie vor als ein
normales Phanomen behandelt wird.

In politischer Hinsicht sind zwei Entwicklungen
hervorzuheben. Seit 2017 werden antiziganistische
Straftaten in der Statistik separat als ,,politisch mo-
tivierte Kriminalitat® (PMK) erfasst, wo sie in die
tibergeordnete Kategorie ,,Hassverbrechen® und in
die Unterkategorie ,fremdenfeindliche Straftaten®
fallen. Vor 2017 gab es keine Unterscheidung zwi-
schen den verschiedenen Arten ,fremdenfeindli-
cher® Straftaten. Seitdem Antiziganismus als eine
eigenstandige Kategorie in der Statistik politisch
motivierte Kriminalitit (PMK) erfasst wird, sind

3 Wirverwenden das von der Alliance against Antigypsyism entwickelte
Konzept Uber Antiziganismus, in dem es heiBt: ,Antiziganismus ist
ein historisch hergestellter stabiler Komplex eines gesellschaftlich
etablierten Rassismus gegenuber sozialen Gruppen, die mit dem Stig
ma ,Zigeuner' oder anderen verwandten Bezeichnungen identifiziert
werden. Er umfasst 1. eine homogenisierende und essentialisierende
Wahrnehmung und Darstellung dieser Gruppen:; 2. die Zuschreibung
spezifischer Eigenschaften an diese; 3. vor diesem Hintergrund
entstehende diskriminierende soziale Strukturen und gewalttatige
Praxen, die herabsetzend und ausschlieBend wirken und strukturelle
Ungleichheit reproduzieren”. Allianz gegen Antiziganismus (2017),
Grundlagenpapier Antiziganismus, S. 5. Verfugbar unter: https:/
zentralrat.sintiundroma.de/grundlagenpapier-antiziganismus/

Einleitung

Fallzahlen stetig gestiegen: 2017: 41; 2018: 63; 2019:
78). Im letzten Jahr wurden auch zahlreiche Falle
von Koperverletzungen und zwei versuchte Tétun-
gen dokumentiert. Angesichts der geringen Anzahl
dokumentierter Fille antiziganistisch motivierter
Kriminalitdt ist von einer hohen Dunkelziffer aus-
zugehen. Die Selbstorganisation der Roma in Ber-
lin, Amaro Foro, die eine Dokumentationsstelle
fiir antiziganistische Vorfélle betreibt, meldet aller-
dings allein fiir Berlin eine deutlich hohere Anzahl
antiziganistischer Vorfille. Dies zeigt, dass die tat-
sachliche Zahl antiziganistischer Straftaten weit ho-
her liegt. Nur ein Bruchteil der Straftaten wird von
Betroffenen zur Anzeige gebracht oder von Straf-
verfolgungsbehorden als antiziganistisch motiviert
angesehen. Die Bundesregierung sollte eine unab-
héngige Stelle zum Monitoring von Antiziganismus
in allen Bereichen einrichten und finanzieren. Die-
se Stelle sollte saimtliche antiziganistischen Vorfal-
le und Entwicklungen kontinuierlich untersuchen
und dokumentieren und so eine systematische Er-
fassung und Bearbeitung der entsprechenden Vor-
falle - einschliefilich solcher, die keine Straftat dar-
stellen - in allen Bereichen des 6ffentlichen Lebens
ermoglichen.

Die zweite relevante politische Entwicklung ist
die Einsetzung einer ,,Unabhingigen Kommission
Antiziganismus“ durch die deutsche Regierung, die
auf Beschluss des Bundestages im Jahr 2019 erfolg-
te. Wie bereits der Unabhédngige Expertenkreis An-
tisemitismus in den letzten beiden Legislaturperi-
oden, wird diese Kommission bis Anfang 2021 der
Bundesregierung und dem Bundestag einen Be-
richt mit Empfehlungen zur Bekimpfung von An-
tiziganismus vorlegen. Die Kommission soll dabei
die vielfaltigen Ursachen, Erscheinungsformen und
Auswirkungen von Antiziganismus in Politik und
Gesellschaft untersuchen, Strategien zur Bekamp-
fung von Antiziganismus entwickeln sowie ent-
sprechende Vorschlige und Empfehlungen fiir die
Politik erarbeiten. Es wird erwartet, dass die Bun-
desregierung ihre Politiken und Maf3nahmen zur

4 Siehe die Website des Dokumentationsburos von Amaro Foro Uber
antiziganistische Vorfalle: http:/amaroforo.de/antidiskriminierungs-
arbeit/dosta-dokumentationsstelle-antiziganismus
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Bekdmpfung von Antiziganismus und zur gleich-
berechtigten Teilhabe von Sinti und Roma verstér-
ken wird.

BEGRUNDUNG DER THEMATIK

Antiziganismus ist in der deutschen Gesellschaft
historisch verwurzelt. Die offentliche Verwaltung
stellt innerhalb dieses Phdnomens keine Ausnah-
me dar. Eine Studie der Antidiskriminierungsstel-
le des Bundes (ADS) zeigt, dass es in der offentli-
chen Verwaltung Diskriminierungsmuster gibt.
Nach Angaben von Selbstorganisationen von Sinti
und Roma, zivilgesellschaftlichen Organisationen
und Expert*innen werden Sinti und Roma von der
offentlichen Verwaltung oftmals diskriminiert. Be-
nachteiligte Sinti und Roma befinden sich in einer
asymmetrischen Situation in Bezug auf Behorden,
die soziale Leistungen verwalten und sind hiufig
mit Diskriminierungen konfrontiert, durch die ih-
nen die Ausiibung ihrer sozialen Rechte erschwert
wird. Es besteht daher die Notwendigkeit, Diskri-
minierungsmuster in der 6ffentlichen Verwaltung,
die sozialen Dienste anbietet, zu erforschen und zu
beobachten sowie wirksame Mafinahmen zu ihrer
Bekdmpfung einzuleiten.

Aufgrund der asymmetrischen Situation gegen-
tiber Behorden, die soziale Leistungen verwalten,
kommen benachteiligte Sinti und Roma mit Sozi-
alberatungen und Sozialarbeiter*innen in Kontakt,
weil sie auf deren Unterstiitzung angewiesen sind,
um ihre sozialen Rechte einzufordern. Selbstorga-
nisationen von Sinti und Roma haben festgestellt,
dass eine Reihe von sozialen Diensten und Sozi-
alarbeiter*innen, die eigentlich benachteiligte Sin-
ti und Roma unterstiitzen sollen, dazu neigen, ihre
Klient*innen respektlos zu behandeln und antiziga-
nistische Stereotypen zu reproduzieren. Auf diese
Weise werden Strukturen im sozialen Bereich ge-
stirkt, die die stindige Reproduktion von Antiziga-
nismus unterstiitzen. Auch im Hinblick auf sich in
der Gesellschaft manifestierende antiziganistische
Einstellungen und Handlungen stellen Sozialarbei-
ter*innen keine Ausnahme dar. Antiziganismus in
der Sozialen Arbeit ist nicht ausreichend erforscht.

Es besteht daher die dringende Notwendigkeit, in
diesem Bereich ein Monitoring durchzufiihren so-
wie dariiber hinaus Mafnahmen zu beschlieflen,
mit denen Antiziganismus unter Sozialarbeiter*in-
nen und Einrichtungen, die soziale Dienste anbie-
ten, erfolgreich bekampft werden kann.

METHODIK

Informationen iiber die benachteiligte Lage von
Sinti und Roma sind von Selbstorganisationen der
Sinti und Roma und mit ihnen zusammenarbei-
tenden Personen angefordert worden. Der vorlie-
gende Monitoringbericht stiitzt sich auf qualitative
Forschungen, die auf der Analyse von Studien und
Politikliteratur sowie auf Interviews mit Interes-
senvertreter*innen beruhen. Folgende Dokumente
wurden analysiert: Strategiedokumente, parlamen-
tarische Anfragen, Berichte und Studien von Stadt-
verwaltungen, Forschungszentren und Organisati-
onen der Zivilgesellschaft. Die Verfasser*innen der
Studie haben auf zwei Seminaren (eines von einer
Stadtverwaltung, das andere von einer Universitdt
organisiert) partizipative Beobachtungen durch-
gefithrt, um Wissen und Einstellungen von Sozial-
arbeiter*innen, Padagog*innen, Sozialpadagog*in-
nen und Studierenden der Sozialen Arbeit zu
Sinti und Roma sowie zu ihrer Diskriminierung
und Ausgrenzung herauszufinden.

Es wurden fiinfundzwanzig halbstrukturierte
Interviews mit folgenden Akteuren gefiihrt: Ver-
treter*innen der Selbstorganisationen: Landesver-
bande der deutschen Sinti und Roma aus Baden
Wiirttemberg, Hamburg, Hessen, Rheinland-Pfalz
(schriftliche Antwort), Amaro Foro, Amaro Drom,
Carmen e.V.,, Rom e.V,; Vertreter*innen von Be-
ratungsstellen, die Dienstleistungen fiir Sinti und
Roma anbieten: Diakonie Hasenbergl aus Miin-
chen, Katholische Erwachsenen- und Familienbil-
dung Dortmund, Roma Forderverein Frankfurt,
Re/init e.V.; Vertreter*innen des Antidiskriminie-
rungsbiiros des Bundes / Nationale Gleichstellungs-
stelle (ADS), des Antidiskriminierungsbiiros Ber-
lin (LADS), der kommunalen Integrationszentren
der Stadte Siegen und Hagen und der Koordinati-



on der kommunalen Integrationszentren des Lan-
des Nordrhein-Westfalen; Kathrin Schrader von
der Fachhochschule Frankfurt am Main und Timo
Ackermann von der Fachhochschule Alice Salo-
mon Berlin; Lisa Riedner von der Fachhochschule
Eichstatt und der Initiative ,Europa in Bewegung®,
Markus End, Zentrum fir Antisemitismusfor-
schung und Mitglied der von der Bundesregierung
eingesetzten Unabhédngigen Kommission Antiziga-
nismus; Ombudsmann des Jobcenters des Bezirks
Friedrichshain-Kreuzberg, Berlin; Vertreter*innen
des Jobcenters des Regierungsbezirks Mayen-Kob-
lenz, Rheinland-Pfalz.

Einleitung

Dariiber hinaus wurden Gespriche mit fiinf Stu-
dierenden der Sozialen Arbeit an den Fachhoch-
schulen Frankfurt, Siegen und Berlin gefithrt sowie
die schriftliche Antwort einer Studentin der Fach-
hochschule Miinchen eingeholt.

Informationen, die sich in der Studie widerspie-
geln, wurden auch durch die Teilnahme an zwei
Konferenzen in Siegen, Nordrhein-Westfalen (Sep-
tember 2019) und in Berlin (Januar 2020) iiber den
Zugang zu Sozialdiensten fiir EU-Biirger*innen so-
wie an einer Konferenz iiber Antiziganismus in der
Sozialen Arbeit an der Fachhochschule Frankfurt
am Main (Oktober 2019) gesammelt.
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Antiziganismus in der
offentlichen Verwaltung

Definition des Problems

Antiziganismus ist in der deutschen Gesellschaft
historisch verwurzelt und auch heute ein weit ver-
breitetes Phanomen.® Antiziganismus ist die Ur-
sache fiir die soziale Ausgrenzung von Sinti und
Roma in Deutschland.® Aufgrund ihrer sozialen
und/oder wirtschaftlichen Situation sind benach-
teiligte Sinti und Roma in allen 6ffentlichen und ge-
sellschaftlichen Bereichen, auch in der 6ffentlichen
Verwaltung, anfilliger fiir Diskriminierungen.
Dementsprechend dominiert in den o6ffentli-
chen Diskursen tiber Sinti und Roma derzeit das
Bild von armen Migrant*innen, vor allem aus Ru-
ménien und Bulgarien, die den deutschen Sozial-
staat ,,missbrauchen” wollen. Diese Diskurse haben
Auswirkungen auf die Einstellungen und - ver-
meintlichen - Kenntnisse der in Institutionen ar-
beitenden Menschen, auf Gesetze, Politiken und
gesetzliche Regelungen, die auf allen Ebenen zur
Diskriminierung von Sinti und Roma fiihren kén-
nen. Ein grofler Teil dieses Berichts konzentriert
sich auf Zuwanderer*innen aus den EU-Mitglieds-
staaten, die einen Roma-Hintergrund haben, da sie
in Deutschland aufgrund ihrer oft schlechten sozi-
ookonomischen Situation und der bereits in ihren
Herkunftslindern erlebten Diskriminierung am

5  Siehe Umfragen zu antiziganistischen Tendenzen in der deutschen
Gesellschaft: Decker, Oliver; Brahler, Elmar (2018): Flucht ins Auto-
ritére. Rechtsextreme in der Mitte der Gesellschaft. Die Leipziger
Autoritarismus-Studie 2018. Universitat Leipzig. Zentrum fur Antise-
mitismusforschung; Institut fur Vorteils- und Konfliktforschung (2014):
Zwischen Gleichglltigkeit und Ablehnung. Bevélkerungseinstellungen
gegenuber Sinti und Roma. Im Auftrag der Antidiskriminierungsstelle
des Bundes (ADS).

6 Antiziganismus als Ursache fur soziale Ausgrenzung l&sst sich an fol-
gendem Fall illustrieren: Deutsche Sinti und Roma-Kinder werden oft
in Férderschulen geschickt, ohne dass diese Schiler*innen besondere
Bedurfnisse haben. Sie werden dorthin geschickt, weil Lehrer*innen,
Erzieher*innen und Schulbehérden diese Kinder als ,emotional oder
lernbehindert” einstufen. Selbstorganisationen von Sinti und Roma
und diejenigen, die mit ihnen arbeiten, haben festgestellt, dass eine
solche Kategorisierung oft willkdrlich ist und in der Regel auf antiziga-
nistischen Vorurteilen beruht. Diese Einschatzung wird durch eine
Studie der ADS gesttzt, die diese Praxis gegenuber Migrantenkindern
kritisiert. Es gibt sogar Félle aus dem norddeutschen Friesland, in
denen Sinti-Familien eingeladen werden, ihre Kinder in die Sonder-
schule des Viertels einzuschreiben, nur weil sie Sinti sind und ihre
Verwandten diese Schule besucht haben. Mit dem Schulabschluss
einer Sonderschule haben Jugendliche fast keine Chance, ihre
Fahigkeiten weiter auszubauen oder eine adédquate Beschéftigung auf
dem Arbeitsmarkt zu finden. Die gleiche rassistische Einstufung wird
auch bei auslandischen Roma-Kindern aus benachteiligten Familien
vorgenommen. Hervorzuheben ist, dass diese Sinti-und Roma
Familien Nachkommen der Uberlebenden des nationalsozialistischen
Vélkermordes sind, die in der Tatergesellschaft einer weit verbreiteten
Diskriminierung und Rassismus ausgesetzt waren (siehe zweiter
zivilgesellschaftlicher Monitoringbericht, S. 41ff.).

anfilligsten fiir institutionellen Rassismus sind. Es
versteht sich von selbst, dass (vor allem deutsche)
Sinti und/oder Roma, auch solche, die nicht auf So-
zialleistungen angewiesen sind, auch in offentli-
chen Einrichtungen mit diskriminierenden Prakti-
ken und Haltungen konfrontiert sind. Einschlagige
Gesetze und politischen Mafinahmen, die speziell
Roma aus Nicht-EU-Landern (zum Beispiel dem
Westbalkan) betreffen, werden in diesem Bericht
ebenfalls berticksichtigt. Die antiziganistische Dis-
kriminierung in der offentlichen Verwaltung wird
in diesem Bericht thematisiert. Der grof3ere Teil
der von Beratungsstellen bereitgestellten Informa-
tionen bezieht sich jedoch auf die Diskriminierung
durch offentliche Arbeitsvermittlungsstellen und
Jugendéamter.

Laut Forschungsberichten, Interviews und Be-
richten von Beratungsstellen, Selbsthilfeorganisati-
onen und Wohlfahrtsverbanden sind bei der Unter-
suchung der Diskriminierung von Sinti und Roma
folgende Institutionen, die 6ffentliche Sozialdiens-
te anbieten und auslanderrechtliche Fragen verwal-
ten, besonders relevant: die Agentur fiir Arbeit und
die Jobcenter, gefolgt von den Auslinderbehorden,
den Sozialdimtern und den Jugenddmtern. Der vor-
liegende Bericht konzentriert sich daher auf diese
Einrichtungen und insbesondere auf folgende Be-
reiche des Sozialleistungs- und Zuwanderungs-
rechts: Arbeitslosengeld Typ II (sog. ,Hartz IV®),
Sozialhilfe und Kindergeld.” An dieser Stelle muss
ausdriicklich betont werden, dass es keineswegs un-
sere Absicht ist, alle Sinti und Roma als Empfan-
ger*innen von Sozialhilfe oder anderen offentli-
chen Unterstiitzungsleistungen zu stigmatisieren.
Berichte belegen jedoch, dass antiziganistische Ten-
denzen in diesem Zusammenhang besonders aus-
gepragt sind.

7 Diskriminierung durch die Schulverwaltung wird in diesem Bericht
nicht explizit angesprochen, da sie bereits im zweiten Bericht des
deutschen zivilgesellschaftlichen Monitoringberichtes im Kapitel Gber
Bildung behandelt wurde.



KURZE DEFINITION VON
INSTITUTIONELLEM RASSISMUS

Dieser Bericht untersucht die Diskriminierung von
Sinti und Roma im deutschen Verwaltungssystem.
Da die deutsche Verwaltungspraxis von Institutio-
nen und deren Mitarbeitenden durchgefiihrt wird,
ist die theoretische Grundlage fiir die vorliegende
Studie die ,,MacPherson“-Definition des institutio-
nellen Rassismus: ,,[Institutioneller Rassismus ist]
das kollektive Versagen einer Organisation, Men-
schen aufgrund ihrer Hautfarbe, Kultur oder eth-
nischen Herkunft eine angemessene und profes-
sionelle Dienstleistung zu erbringen. Er kann in
Prozessen, Einstellungen und Verhaltensweisen ge-
sehen oder entdeckt werden, die auf Diskriminie-
rung durch unwissentliche Vorurteile, Ignoranz,
Gedankenlosigkeit und rassistische Stereotypen hi-
nauslaufen, die ethnische Minderheiten benachtei-
ligen. Sie besteht weiter, weil es der Organisation
nicht gelingt, ihre Existenz und ihre Ursachen of-
fen und angemessen anzuerkennen und durch Po-
litik, Vorbild und Fithrung anzugehen. Ohne Aner-
kennung und Mafinahmen zur Beseitigung dieses
Rassismus kann er sich als Teil des Ethos oder der
Kultur der Organisation durchsetzen. Er ist eine at-
zende Krankheit® (Absatz 6.34).°

Auf der Grundlage dieser Definition umfasst die
institutionelle Diskriminierung auch diskriminie-
rendes/rassistisches Verhalten oder Einstellungen
einzelner Mitarbeiter*innen von Behorden. Der
vorliegende Bericht wird daher diskriminieren-
de Prozesse, Politikrichtlinien, Einstellungen und
Verhaltensweisen gegeniiber Sinti und Roma so-
wohl auf institutioneller als auch auf individueller
Ebene skizzieren. Dariiber hinaus werden Gesetze
und Gesetzesanderungen untersucht, die Sinti und
Roma gegeniiber anderen Menschen in besonderer
Weise benachteiligen.

8  https://assets.publishing.service.gov.uk/government/uploads/system/
uploads/attachment_data/file/277111/4262.pdf

Zusatzlich zu dieser weit gefassten Definition kann der Begriff der
Diskriminierung, wie er in der EU- Antirassismusrichtlinie 2000/43/EG
des EU-Rates vom 29. Juni 2000, Artikel 2, umrissen wird. https://eur-
lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX %3A32000L0043,
letzter Zugriff am 3. Dezember 2019

Antiziganismus in der 6ffentlichen Verwaltung

Hintergrund und Ursache des Problems

RECHTLICHE RAHMENBEDINGUNGEN

Wichtige Rechtsinstrumente, die Biirger*innen
und/oder Migranten*innen vor Diskriminierung
auf EU-, Bundes- und/oder Landesebene schiitzen
sollen, erweisen sich als unzureichend, wenn es um
die Grundrechte von Sinti und Roma in Deutsch-
land geht. Sie bieten weder einen weitreichenden
Schutz vor struktureller antiziganistischer Diskri-
minierung, noch konzentrieren sie sich auf spezi-
tische Merkmale institutioneller Diskriminierung,
wie z.B. Einstellungen des Personals, zusitzliche
Strukturen, Bereitstellung von Uberwachungs-, Be-
schwerde- und Kontrollmechanismen.

EU-Ebene
Das Recht auf Freiziigigkeit, eines der Grundrechte
der EU-Biirger*innen, ist sowohl in den Vertridgen
tiber die EU als auch in den Richtlinien und Verord-
nungen der EU verankert. Die EU-Vertrdge sehen
»fiir jeden Unionsbiirger das primare und individu-
elle Recht vor, sich im Hoheitsgebiet der Mitglied-
staaten vorbehaltlich der im Vertrag festgelegten
Beschrankungen und Bedingungen und der zu sei-
ner Verwirklichung getroffenen Mafinahmen frei
zu bewegen und aufzuhalten®” Dieses Recht sollte
»auch ihren Familienangehorigen unabhingig von
ihrer Staatsangehorigkeit gewahrt werden®. Fiir die
Zwecke dieser Richtlinie sollte die Definition des
Begriffs ,Familienangehoriger® auch eingetragene
Partner*in umfassen, wenn die Rechtsvorschriften
des Aufnahmemitgliedstaats die eingetragene Part-
nerschaft der Ehe gleichstellen. ™

In Deutschland gilt das Recht auf Freiziigigkeit
tir alle EU-Mitgliedsstaaten, darunter Polen (seit
Mai 2011), Bulgarien und Ruminien (seit Januar
2014) sowie Kroatien (seit Juli 2015). Eine Reihe

9  Richtlinie 2004/58/EG Uber das Recht der EU-BUrger und ihrer
Familienangehdrigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei
zu bewegen und aufzuhalten, https:/eur-lex.europa.eu/LexUriServ/
LexUriServ.do?uri=CELEX:32004L0038R(01):DE:HTML, letzter Zugriff
am 1. Dezember 2019.

10 Ebd., Praambel (5) der Richtlinie 2003/58/EG, letzter Zugriff am 1.
Dezember 2019.
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von EU-Biirger*innen, die ihr Recht auf Freiziigig-
keit aus diesen Lindern ausiiben, der héchste Pro-
zentsatz aus Bulgarien und Ruminien, sind entwe-
der Roma oder werden von Mitarbeiter*innen von
Behorden als solche wahrgenommen. Deutschland
hat die Bedingungen im Zusammenhang mit ,,[...]
dem Aufenthaltsrecht im Aufnahmemitgliedstaat
fir einen Zeitraum von bis zu drei Monaten [...],
ohne jegliche Bedingungen oder Formalititen au-
Ber der Pflicht, im Besitz eines giiltigen Personal-
ausweises oder Reisepasses [...]“ eingeschrinkt.”
Die Einschrankungen und/oder dieses Recht be-
hindernde Formalititen durch die deutsche Gesetz-
gebung beruhen hauptsichlich auf dem Argument,
dass ,,Personen, die ihr Aufenthaltsrecht ausiiben,
wiéhrend ihres ersten Aufenthalts die Sozialhilfe-
mafinahmen des Aufnahmemitgliedstaates nicht
unangemessen in Anspruch nehmen. Daher sollte
das Aufenthaltsrecht von Unionsbiirgern und ihren
Familienangehorigen fiir eine Dauer tiber drei Mo-
naten bestimmten Bedingungen unterliegen. "

In mehreren Féllen, die vor den Europiischen
Gerichtshof gebracht wurden, wurden diese Ein-
schrankungen und behindernden Formalitdten auf
EU-Ebene als rechtmiflig bestitigt. Einige dieser
Beschrinkungen in Deutschland wurden jedoch
zumindest teilweise durch nationale deutsche Ge-
setzgebungsverfahren aufgehoben, da diese Be-
schrankungen mit den Menschenrechten, die die
Menschenwiirde garantieren, unvereinbar sind.

Bundes- und Landesebene

Das wichtigste Rechtsinstrument zum Schutz der
Biirger*innen, Einwohner*innen und Migrant*in-
nen in Deutschland vor Diskriminierung bei der
Erbringung offentlicher Dienstleistungen ist das
Grundgesetz, das einer Verfassung gleichkommt.
Im Grundgesetz heif3t es in Artikel 3: ,,(3) Niemand
darf wegen seines Geschlechts, seiner Abstam-
mung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat
und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiosen
oder politischen Anschauungen benachteiligt oder

M Ebd., (9).
12 Ebd., (10).

bevorzugt werden. Niemand darf wegen seiner Be-
hinderung benachteiligt werden®"

Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG),
das die EU-Antirassismusrichtlinie in Deutschland
umsetzt, gilt nicht fiir Fille von Diskriminierung
durch die offentliche Verwaltung und ist daher
nicht anwendbar. Antidiskriminierungsgesetze, die
auf die Verhinderung von Diskriminierung im 6f-
fentlichen Bereich abzielen, gibt es (noch) nicht auf
regionaler (Ladnder-) Ebene. Lediglich die Berliner
Verwaltung bereitet derzeit auf regionaler Ebene
ein Antidiskriminierungsgesetz vor, das in der lau-
fenden Legislaturperiode bis 2021 verabschiedet
werden soll.

Institutionelle Diskriminierung und

offentliche Verwaltung

Rassismus ist ein weit verbreitetes Phanomen in
der deutschen offentlichen Verwaltung: Nach einer
Studie der Antidiskriminierungsstelle des Bundes
(ADS), die auf der Grundlage einer Umfrage unter
45 Beratungsstellen zum Thema Antidiskriminie-
rung entwickelt wurde, liegen Behorden und Ver-
waltung bei den Lebensbereichen, in denen iiber
Diskriminierungsvorfille berichtet wird, auf Platz
4. Dabei ist zu beachten, dass sich die meisten der
im Rahmen dieser Erhebung befragten Antidiskri-
minierungsstellen auf Fragen der Migration und
des Rassismus konzentrieren. Und obwohl der weit
gefasste Begriff Rassismus nicht deckungsgleich
mit Antiziganismus ist und viel mehr Minderhei-
ten und Migrant*innen als Sinti und Roma betrof-
fen sind, deuten anekdotische Hinweise darauf hin,
dass die Erkenntnisse des ADS auch auf antiziga-
nistische Vorfille angewendet werden kénnen.

An erster Stelle der Beschwerden gegen die 6f-
fentliche Verwaltung stehen die offentlichen Ar-
beitsimter (Agenturen fiir Arbeit und Jobcenter),
gefolgt von den Auslanderbehorden, Sozialimtern
und Jugenddmtern. Die meisten der Beschwerden,
die in Bezug auf die offentlichen Arbeitsamter ge-
meldet wurden, betrafen die Staatsangehorigkeit

13 http:/www.gesetze-im-internet.de/gg/art_3.html, letzter Zugriff am
1. Dezember 2019.



und Rassismus. Die meisten dieser Beschwerden
beziehen sich auf erniedrigende und respektlose
Behandlung (63 %), von denen 26 % auch eine re-
spektlose Auflerung enthielten. Die Behandlung
bezog sich auf die Verweigerung von Sozialleis-
tungen." Es ist zu betonen, dass das Verhaltnis zwi-
schen Biirger*innen und Amtern der 6ffentlichen
Verwaltung einen asymmetrischen Charakter hat.
Die sogenannten ,Klienten®, die Sozialleistungen
beantragen, stehen in einem Abhangigkeitsverhalt-
nis zur offentlichen Verwaltung, die die Entschei-
dungsgewalt hat. Die Klient*innen haben nur be-
grenzte Moglichkeiten, der Entscheidungsfindung
der Behordenmitarbeiter*innen entgegenzuwirken.

Exemplarisch werden in diesem Bericht die
grundlegenden Strukturen der institutionellen Dis-
kriminierung in den o6ffentlichen Arbeitsvermitt-
lungen aufgezeigt. In Deutschland gibt es zwei Ar-
ten von Offentlichen Arbeitsvermittlungen: Die
Agentur fiir Arbeit und das Jobcenter. Beide ha-
ben die Aufgabe, Menschen durch das Angebot von
freien Arbeitsplatzen, durch Berufsberatung und/
oder — wo zutreffend - durch Weiterqualifizierung
zu unterstiitzen. Die Agentur fiir Arbeit ist in ers-
ter Linie fiir Personen zustandig, die Anspruch auf
Arbeitslosengeld ALG I haben. ALG I kann (und
muss laut Gesetz) gezahlt werden, wenn eine Per-
son mindestens zwolf Monate gearbeitet und im
gleichen Zeitraum Sozialversicherungsbeitrage ent-
richtet hat. Die Auszahlung von ALG I ist auf ma-
ximal zwei Jahre begrenzt, je nachdem, wie lange
eine Person Beitrage zur Sozialversicherung geleis-
tet hat. Die Jobcenter sind in erster Linie fir die-
jenigen zustindig, die eine Beschéftigungsleistung
namens ALG II (oder ,Hartz IV®) beziehen. Men-
schen konnen ALG II erhalten, wenn mindestens
folgende Bedingungen erfiillt sind: Arbeitssuchen-
de sind mindestens 15 Jahre alt und haben noch
nicht die Altersgrenze fiir die Rente erreicht; sie
wohnen in Deutschland und haben hier ihren Le-
bensmittelpunkt; sie konnen mindestens 3 Stunden

14 Antidiskriminierungsstelle des Bundes (2017): Diskriminierung in
Deutschland. Dritter gemeinsamer Bericht der Antidiskriminierungs-
stelle des Bundes und der in ihrem Zusténdigkeitsbereich betroffenen
Beauftragten der Bundesregierung und des Deutschen Bundestages,
S. 378.
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taglich arbeiten; der Arbeitssuchende oder die mit
ihm in einer ,Bedarfsgemeinschaft“ lebenden An-
gehorigen sind nicht in der Lage, aus eigenen Mit-
teln ihren Lebensunterhalt zu bestreiten."

Nach Angaben des Bundesamtes fiir Migrati-
on und Fliichtlinge (BAMF) stellen fehlende Uber-
setzungsdienste und mangelndes Wissen iiber die
Angebote der offentlichen Arbeitsimter sowie die
rechtliche Situation von Migrant*innen die Haupt-
probleme von Menschen mit Migrationshinter-
grund in ihrer Beziehung zu den offentlichen Ar-
beitsamtern dar.” Es liegt auch an der Aufteilung
der Arbeitsimter und der mangelnden Koordina-
tion mit den Sozialamtern, dass arbeitssuchende
EU-Biirger*innen ihre Rechte auf Integration in
den Arbeitsmarkt kaum wahrnehmen kdnnen. Nur
mittellose erwerbsfihige Personen erhalten von
den Arbeitsaimtern sowohl finanzielle als auch In-
tegrationsleistungen. Personen, die nicht arbeitsfa-
hig sind und keine Verbindung zum Arbeitsmarkt
haben, werden von den Sozialdiensten betreut. Ar-
beitssuchende Unionsbiirger*innen — und dies gilt
tiir viele Menschen, die Roma sind - kénnen diesen
Kategorien jedoch nicht zugeordnet werden. Ob-
wohl sie (teilweise) mittellos und beschaftigungs-
fahig sind, sind sie aus dem Zustandigkeitsbereich
des Jobcenters ausgeschlossen. Es sind die 6ffentli-
chen Sozialdienste, die fiir sie zustandig sind, de-
nen es aber nicht obliegt, Empfinger*innen von
Sozialleistungen an die zustindigen Arbeitsagen-
turen zu verweisen. Fehlende Angebote zur ak-
tiven Arbeitsmarktférderung fiir arbeitsuchende
Unionsbiirger*innen verstofien gegen das Recht
auf Gleichbehandlung der Arbeitssuchenden nach
Artikel 5 der Verordnung Nr. 492/2011 und damit
auch gegen das Diskriminierungsverbot nach Arti-
kel 45 AEUV."

Abgesehen von dieser und anderen Formen in-
stitutioneller Diskriminierung, die mit strukturel-
len Ursachen verbunden sind, tendieren die Mit-
arbeiter*innen offentlicher Arbeitsimter dazu,

15  Siehe: https:/www.arbeitsagentur.de/arbeitslosengeld-2/
voraussetzungen-einkommen-vermoegen

16 ADS (2017), S. 386
17 Ebd. S.417.
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Personen zu bevorzugen, von denen man annimmt,
dass sie bessere Chancen haben, wieder in den Ar-
beitsmarkt integriert zu werden.” In einer Um-
frage tber Diskriminierungserfahrungen gaben
13% der Befragten an, dass sie von Verwaltungs-
angestellten aufgrund ihrer ethnischen Herkunft
diskriminiert worden seien.” Bulgar*innen und
Rumin*innen mit tatsdchlichem oder zugeschrie-
benem Roma-Hintergrund sehen sich dabei hiufig
mit direkten antiziganistischen Auflerungen und/
oder Handlungen von Angestellten verschiedener
Behorden konfrontiert.?”

STRUKTURELLE DISKRIMINIERUNG
IM RECHTLICHEN RAHMEN

Das Recht auf Freiziigigkeit fiir EU-Biirger aus
Rumaénien und Bulgarien ist am 1. Januar 2014 in
Kraft getreten. Seit diesem Datum zeichnen Presse-
artikel und Berichte im Wesentlichen ein Bild von
ruminischen und bulgarischen Biirger*innen, die
den deutschen Wohlfahrtsstaat missbrauchen. Die
Politik hat diesen Diskurs, in dem Bulgar*innen
und Ruman*innen als ,,Sozialschmarotzern® und
»Driickeberger” bezeichnet und mit weit verbrei-
teten antiziganistischen Vorurteilen belegt wurden,
in ihren politischen Kampagnen aufgegriffen.
Diese offentlichen Diskurse stehen somit auch
im Zusammenhang mit einer Reihe von gesetzgebe-
rischen Maf$nahmen, die zu einer immer stiarkeren
Beschneidung des Rechts auf Freiziigigkeit fiir Biir-
ger*innen innerhalb der EU fiihren. Auf EU-Ebe-
ne befassen sich zwei Urteile des Européischen Ge-
richtshofs (EuGH) aus den Jahren 2014 und 2015
mit deutschen Fillen. Sie erlauben den Ausschluss
von Nicht-Arbeitssuchenden von bestimmten ,,bei-
tragsunabhdngigen Sondergeldleistungen® und
die Verweigerung von Leistungen fiir Biirger*in-
nen, die als arbeitsuchende EU-Biirger*innen ein

18 Ebd. S. 401
19 Ebd.S. 64

20 Siehe: Leibnitz, Mirja; Schmidt, Anna; Ruiz Torres, Guillermo; Botesco,
Diana (2016) Eine Bestandsaufnahme zur Diskriminierung von Bul-
gar*innen und Ruméan*innen mit zugeschriebenen oder tatsachlichen
Roma Hintergrund in Deutschland; Amaro Foro (2018), Dokumentation
antiziganistischer und diskriminierender Vorfélle in Berlin, S. 7 ff.

Aufenthaltsrecht haben.”" Auf nationaler Ebene ist
2016 ein Gesetz zur Regelung von Anspriiche von
Zuwander*innen in der Grundsicherung fiir Ar-
beitssuchende in Kraft getreten. Es soll vor allem
EU-Biirger*innen ab drei Monaten nach der Ein-
reise von Sozialleistungen ausschlieflen, wenn sie a)
ohne materielles Aufenthaltsrecht oder als Arbeits-
suchende eingewandert sind; oder sie b) als ehema-
lige Arbeitnehmer*innen eingewandert sind, die
ihr Aufenthaltsrecht in Deutschland aus der Schul-
oder Berufsausbildung ihrer Kinder ableiten. Die-
se Mafinahmen zielen nach Auffassung der Neuen
Richtervereinigung im Hinblick auf die Gesetzge-
bung von 2016 als ,,vor allem (auf) Sinti und Roma
aus Rumiénien und Bulgarien, deren Anwesenheit
durch unreflektiertes Ankniipfen an eine Tradition
als besonders unerwiinscht angesehen wird**?

Die Interviewpartner weisen nachdriicklich da-
rauf hin, dass diese MafSnahmen und Einschran-
kungen einen direkten Einfluss auf die Entschei-
dungen der Mitarbeiter*innen der offentlichen
Behorden haben, die Bulgar*innen und Ruman*in-
nen als Problem wahrnehmen. Ein grofler Teil der
diskriminierenden Vorfille, die von den innerhalb
der EU Biirger*innen gemeldet werden, sind auf
diese Einschrinkungen des Rechts auf Freiziigig-
keit zuriickzufithren. Aufgrund rechtlicher und ad-
ministrativer Unsicherheiten oder sogar auf Druck
der Verwaltungsleitung werden bei der Priifung
des Anspruchs auf Sozialleistungen fiir Rumén*in-
nen und Bulgar*innen - bei denen oftmals ver-
mutet wird, dass sieRoma sind - strengere Regeln
angewandt. Wenn die von den Behorden getrofte-
nen Entscheidungen eingehender gepriift und an-
gefochten werden, erweist sich die Berufung haufig
als erfolgreich und beweist damit, dass viele dieser
Entscheidungen nicht gesetzeskonform sind.**

21 Diese Urteile wurden durch die 4. Kammer des Bundessozialgerichts
(Bundessozialgericht 2015) teilweise abgeschwacht. Es entschied,
dass die Gewahrung zumindest der Sozialhilfe in Form eines regelmé-
Bigen Unterhaltszuschusses in gesetzlicher Hohe dem Ermessen des
Bundessozialgerichts unterliegt, wenn der Aufenthalt in Deutschland
seit mindestens sechs Monaten stabil ist.

22 https:/www.neuerichter.de/details/artikel/article/zum-entwurf-
eines-gesetzes-zur-regelung-von-anspruechen-auslaendischer-
personen-in-der-grundsicherung-fuer-arbeitssuchende-nach-
dem-zweiten-buch-sozialgesetzbuch-und-in-der-sozialhilfe-nach
dem-zwoelften-buch-sozialgesetzbuch-bt-drs-1810211-499.html

23 Leibnitz, Mirja et. al. (2015), S. 29 ff.



Im Juli 2019 wurde das ,Gesetz iiber illega-
le Beschdftigung und Missbrauch von Sozialleis-
tungen” verabschiedet, das das Recht auf Kinder-
geld z.B. fiir arbeitslose, EU-Biirger*innenweiter
einschriankt. Dem Gesetz zufolge diirfen EU-Biir-
ger*innen wihrend der ersten drei Monate ihres
Aufenthalts in Deutschland kein Kindergeld bean-
tragen, wenn sie: a) keine eigenen Einkiinfte haben
oder b) ihren Arbeitsplatz verloren haben, sich aber
weiterhin in Deutschland aufhalten, weil z.B. ihre
Kinder in Deutschland zur Schule gehen. Es ist sehr
wahrscheinlich, dass das Gesetz diejenigen, die am
meisten auf Sozialleistungen angewiesen sind, wie
alleinerziehende Miitter, unverhaltnismaflig stark
betrifft und die Armutsmuster der Roma weiter
verstarkt.

Strukturelle Diskriminierung driickt sich auch
in der Situation von Roma-Asylsuchenden aus.
Nach wie vor lebt eine betrichtliche Zahl von Asyl-
suchenden aus den Balkanldndern, darunter vie-
le Roma, in Deutschland. Viele von ihnen werden
in Deutschland nur ,,geduldet. Der Status ,,Dul-
dung®, der mit enormen Einschrinkungen des
Rechts auf Bildung und Arbeit verbunden ist, wird
Asylsuchenden gewihrt, deren Asylantrag abge-
lehnt wurde, die aber (noch) nicht abgeschoben
werden konnen. Nach offiziellen Angaben leben
10.382 Menschen aus Serbien und 8.001 Menschen
aus dem Kosovo mit Duldungsstatus seit iiber fiinf
Jahren in Deutschland, mehrere tausend von ihnen
sogar seit tiber acht Jahren.”* Menschenrechtsor-
ganisationen berichten, dass ein grofler Teil dieser
Menschen Roma sind. Ohne ausdriickliche Geneh-
migung der Auslanderbehorde wird diesen asylsu-
chenden Menschen in der Regel eine Berufsausbil-
dung oder ein Hochschulstudium verweigert.?

24 Deutscher Bundestag (2017), Antwort der Bundesregierung auf die
Kleine Anfrage der Abgeordneten Volker Beck (KoIn), Luise Amtsberg,
Katja Keul und weiterer Abgeordneter der Fraktion BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN - Drucksache 18/11101 18. Evaluierung der Bleiberechtsrege-
lungen.

25 Am 1. Januar 2020 trat ein neues ,Gesetz Uber Duldung in Ausbildung
und Beschéftigung” in Kraft, das ,Geduldeten” unter bestimmten
Voraussetzungen und fur eine bestimmte Zeit einen verlasslichen
Aufenthaltsstatus in Form einer ,Langzeitduldung” garantieren soll,
wenn sie eine Lehre absolvieren oder einer Beschaftigung nachgehen.
Nach einer Lehr- oder Beschaftigungsduldung kann ihnen unter be-
stimmten Voraussetzungen eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden.
Inwieweit sich das Gesetz positiv auf die Beschaftigungssituation von
Asylsuchenden auswirken wird, bleibt abzuwarten.
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Asylsuchende diirfen erst dann arbeiten, wenn
das Arbeitsamt bescheinigt hat, dass die von ihnen
beantragten Arbeiten nicht von Deutschen oder
von Zugewanderten, die eine giiltige Arbeitserlaub-
nis haben, ausgefithrt werden kénnen. Asylsuchen-
de diirfen somit unter Umstdnden gar nicht arbei-
ten oder mussen Jahre warten, bis sie eine Arbeit
aufnehmen diirfen. Nur wenn ,,geduldete® Asylsu-
chende bereits seit mehr als vier Jahren in Deutsch-
land leben, ist eine Zustimmung der Arbeitsagen-
tur nicht erforderlich. ,Geduldete® Asylsuchende
miissen regelmaf3ig — in Abstdnden von 3, 6 oder 12
Monaten - eine Verlingerung ihrer Aufenthaltser-
laubnis beantragen, die nicht garantiert ist. Arbeit-
geber zogern daher, diese Menschen zu beschifti-
gen.”® Zudem sind ,geduldete“ Asylsuchende aus
so genannten ,sicheren Herkunftslindern® - das
sind die sechs Westbalkanstaaten: Serbien, Maze-
donien, Bosnien-Herzegowina, Kosovo, Albanien,
Montenegro - rechtlich von aktiven Wiedereinglie-
derungsmafinahmen in den Arbeitsmarkt ausge-
schlossen.”’

Beispiele fir diskriminierende
Diskurse, MaBnahmen und Praktiken
gegen Sinti und Roma

REGISTRIERUNG ANTIZIGANISTISCHER
DISKRIMINIERUNG DURCH BEHORDEN

Die Roma Selbstorganisation Amaro Foro betreibt
in Berlin die Meldestelle fiir antiziganistische Dis-
kriminierung in verschiedenen gesellschaftlichen
Bereichen. Dabei wurden im Zusammenhang mit
behordlicher Diskriminierung folgende Anzahl
von Vorfillen registriert: 35 im Jahr 2015, 43 im
Jahr 2016, 61 im Jahr 2017 und 77 im Jahr 2018.
Die jeweiligen Vorfille wurden nach diesen Ka-
tegorien Kklassifiziert: rechtswidrige Ablehnung
von Antrigen, diskriminierende Zuschreibungen

26 Sozialfabrik; Zentralrat Deutscher Sinti und Roma; Dokumentations-
und Kulturzentrum Deutscher Sinti und Roma (2019 Zivilgesellschaft-
licher Monitoringbericht Gber der MaBnahmen zur Gleichbehandlung
von Sinti und Roma und zur Bekdmpfung von Antiziganismus in
Deutschland. Bewertung der Fortschritte in den Bereichen Bildung,
Beschéftigung, Wohnen, Gesundheit, S. 16.

27 ADS (2017), S. 447.
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und Vermutungen, Anforderung nicht vorhande-
ner Dokumente, rechtswidrige Ablehnung von So-
zialleistungen, Anforderung irrelevanter Belege
und Verweigerung von Auskiinften. Der Bericht
gibt auch Auskunft tiber die Haufigkeit der Vorfal-
le nach den verschiedenen offentlichen Stellen: So
fielen im Jahr 2017 von insgesamt 61 Vorfillen 39
auf die Arbeitsamter, 12 auf die Familienkasse, vier
auf das Sozialamt, die Unterhaltsvorschussstelle,
die Rentenversicherung und die Senatsverwaltung.
Betroffen waren dabei vor allem Roma aus Bulga-
rien und Ruminien. Einige Vorfille betrafen je-
doch auch die Diskriminierung von Nicht-Roma,
die féilschlicherweise als Roma betrachtet wurden.
Es ist zu betonen, dass diese Zahlen nicht repra-
sentativ sind. Expert*innen gehen davon aus, dass
die Zahl der nicht gemeldeten Fille weitaus ho-
her liegt. So stellen viele benachteiligte Menschen
eine diskriminierende Behandlung gar nicht erst
fest, da sie schon immer so behandelt wurden.?®
Die Tatsache, dass diskriminierende Praktiken von
Behorden oftmals nicht gemeldet werden, ist zu-
dem darauf zuriickzufithren, dass eine hohe Zahl
von Diskriminierungsopfern in duflerst prekiren
Verhiltnissen lebt. Sie wollen nicht, dass die Mel-
destelle eingreift, da sie mogliche negative Folgen
wie weitere Diskriminierungen und hirtere admi-
nistrative Mafinahmen fiirchten, die zu einer Ver-
schlechterung ihrer Lebensbedingungen fiihren
konnten.”

Aber nicht nur zugewanderte Roma werden
von den Behorden diskriminiert. Laut einer Um-
frage des Niedersachsischen Verbandes Deutscher
Sinti und der Arbeitsgruppe fiir interdisziplina-
re Struktursozialforschung zu den Lebensbedin-
gungen der deutschen Sinti Minderheit in Nieder-
sachsen gaben 80 Prozent der Befragten an, in der
Vergangenheit mindestens einmal, 50 Prozent von
ihnen mehrfach, von Behorden diskriminiert wor-
den zu sein. Ebenfalls 50 % der Befragten gaben an,
dass die Diskriminierungen moglicherweise durch

28 Erklarung der Beratungsstellen von Amaro Foro, Roma Férderverein
Frankfurt, Katholische Erwachsenen- und Familienberatung Dort-
mund, Rom e.V.

29 Amaro Foro (2019) 5 Jahre. Dokumentationsstelle Antiziganismus,
S. 20.

Kommunikationsprobleme verursacht worden sei-
en. 25% kritisierten die Kompetenz der offentli-
chen Bediensteten.*°

JOBCENTER:
ARBEITSLOSENGELD TYP Il (ALG I1)
UND SOZIALLEISTUNGEN

Sinti und Roma und die sie vertretenden Selbstor-
ganisationen, die im Rahmen dieser und fritherer
Studien befragt wurden, berichten von zahlreichen
Beispielen direkter Diskriminierung von Sinti und
Roma durch die Jobcenter®": Fille, in denen Sach-
bearbeiter*innen mehr Dokumente als tatsichlich
erforderlich oder zwei- oder dreimal dieselben Do-
kumente verlangen; Originaldokumente, die von
Behordenmitarbeitenden angenommen wurden,
gehen in der Abteilung des Jobcenters verloren, wo-
bei die Klient*innen enorme Schwierigkeiten dabei
haben, neue Dokumente aus ihren Herkunftsldn-
dern zu bekommen. Eine der héufigsten Diskri-
minierungen besteht darin, dass Verwaltungsange-
stellte die Authentizitit von Arbeitsvertragen von
Bulgar*innen und Rumén*innen in Frage stellen,
die das Bewerbungsverfahren ablehnen oder aus-
setzen, bis weitere Beweise vorgelegt werden.*

Vorurteile gegeniiber Sinti und Roma sind laut un-
seren Interviewpartner*innen bei Behorden-Mit-
arbeiter*innen auf allen Ebenen weit verbreitet.**
Haufig gehen sie aufgrund eines Nachnamens und
der Wohngegend davon aus, dass Bewerber*innen
Sinti sind. Eine Interviewpartnerin des Stddtischen

30 Erchenbrecher, Bori (2016) Bildungsteilnahme und soziale Situation
deutscher Sinti in Niedersachsen. Eine Studie des Niedersachsischen
Verbands deutscher Sinti e.V., S. 258, in: Stender, Wolfram, Konstel-
lationen des Antiziganismus. Theoretische Grundlagen, empirische
Forschung und Vorschlage fur die Praxis.

31 Interviews mit Vertreter*innen von Amaro Foro, Carmen e.V., des Roma
Fordervereins Frankfurt, der Katholischen Erwachsenen- und Famili-
enberatung Dortmund, des Rom e.V., RE/init e.V., der Landesverbande
der deutschen Sinti und Roma aus Baden-Wurttemberg und Hessen
sowie mit Lisa Riedner von der Hochschule Eichstatt.

32 Interviews mit Vertreter*innen von Amaro Foro, des Roma Férder
vereins Frankfurt, des Landesverbands Deutscher Sinti in Hamburg
und des Kommunalen Integrationszentrums Siegen. Die genannten
Diskriminierungsmuster entsprechen dem Ergebnis des ADS-Berichts,
demzufolge die Kund*innen der Jobcenter darlber klagen, dass sie
Probleme haben, die Verwaltungsangestellten zu erreichen und die
Auskunfte nicht verstandlich und oft widersprichlich sind. Es besteht
ein weitverbreitetes Gefuhl, respektlos behandelt zu werden. Die
Entscheidungen sind nicht transparent. Siehe: ADS (2017), S. 406.

33 Interview mit einer Vertreterin des Landesverbandes Deutscher Sinti
und Roma Baden-Wurttemberg.



Integrationszentrums der Stadt Siegen teilte uns
mit, dass ein hochrangiger Beamter des Arbeits-
amtes bei einer offentlichen Veranstaltung erklar-
te, dass ,,Roma aus Bulgarien und Ruménien nach
Deutschland kommen, um unser Sozialsicherungs-
system zu missbrauchen**

Die Agentur fiir Arbeit entwickelte Richtlinien,
die ihre Mitarbeiter*innen darauf ausrichten, bei der
Bearbeitung von Antrigen bulgarischer und ruma-
nischer Staatsbiirger*innen besonders streng vor-
zugehen. Die Richtlinien, die fiir den internen Ge-
brauch entwickelt wurden, tragen den Titel: ,,Kampf
gegen den organisierten Missbrauch von Sozialleis-
tungen durch EU-Biirger®. Die Richtlinien warnen
die Angestellten vor EU Biirger*innen, die bei der
Beantragung von Arbeitslosengeld Betrug begehen
sollten. Sie geben Ratschlidge, wie man gegen diesen
vermeintlichen Betrug vorgehen kann. Bulgar*in-
nen und Rumén*innen werden ausdriicklich als
Verdichtige von Betrugspraktiken genannt.*

KINDERGELD

In Deutschland haben Eltern Anspruch auf Kinder-
geld in Hohe von derzeit 204 € fiir das erste und
zweite Kind, 210 € fiir das dritte und 235 € fiir das
vierte und jedes weitere Kind. Zugewanderte, die in
Deutschland leben und arbeiten, haben ebenfalls
Anspruch auf Kindergeld; und verschiedene 6ffent-
liche Stellen bearbeiten die Antrage von Zugewan-
derten. Beratungsstellen in ganz Deutschland gaben
an, dass die Bearbeitung von Antrigen von Bul-
gar*innen und Ruméan*innen ldnger dauert als bei
anderen EU-Biirger*innen. In Berlin dauert die Be-
arbeitungszeit von Antrigen deutscher Staatsange-
horiger zwischen 2-3 Monaten, fiir EU-Biirger*in-
nen zwischen 4-5 Monaten und fiir Biirger*innen
aus Bulgarien und Ruménien zwischen 7-8 Mona-

34 Interview mit einer Vertreterin des Kommunalen Integrationszentrums
Siegen

35 Netzwerk Europa in Bewegung (2018), Die Arbeitshilfe ,Bekampfung
von organisiertem Leistungsmissbrauch durch EU-Burger” - Ein
Leitfaden zur Kriminalisierung und Ausgrenzung prekarisierter Uni
onsburger*innen?! Es gibt ein Projekt des Jobcenters des Landkreises
Mayen-Koblenz, Rheinland-Pfalz, das versucht, Sinti und Roma
adaquate Arbeitsplatze zu bieten und Kapazitdten aufzubauen
Dies zeigt, dass ein inklusiverer Ansatz um-gesetzt werden kann
(Interview mit einem Vertreter des Jobcenters Mayen-Koblenz).
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ten. Nach Ansicht der Interviewpartner*innen ge-
hen die Angestelltender Familienkasse davon aus,
dass osteuropdische Biirger*innen, insbesondere
Bulgar*innen und Rumén*innen, Betrug begehen,
indem sie versuchen, illegale Kinderzulagen zu er-
halten.*® In den Medien wurde in den letzten Jah-
ren ausfithrlich tiber den mutmafllichen Betrug von
Bulgar*innen und Rumén*innen beim illegalen Be-
zug von Kindergeld berichtet, was zu solchen dis-
kriminierenden Einstellungen beigetragen haben
konnte.

Eine bulgarische Mutter in Miinchen musste 2
1/2 Jahre warten, bis ihr Kindergeld bewilligt wur-
de.’’ In Fillen, die aus Frankfurt, Berlin und Nord-
rhein-Westfalen gemeldet wurden, mussten bul-
garische und ruménische Antragstellende mehr
als ein Jahr warten. Manchmal wird Bulgar*innen
und Rumén*innen mitgeteilt, dass sie nicht berech-
tigt seien, Kindergeld zu beantragen.*® Ruméni-
sche und bulgarische Staatsbiirger*innen werden
bei der Beantragung von Kindergeld zudem oft um
unnotige Dokumente gebeten. Deutsche Staatan-
gehorige werden nur nach ihrer Steueridentifika-
tionsnummer gefragt®; bulgarische und ruméni-
sche Biirger*innen werden hingegen hiufig dazu
aufgefordert, Mietvertrdge, Strom- oder Super-
marktrechnungen, Arbeitsvertridge oder sogar die
Schulzeugnisse ihrer Kinder vorzulegen. Es gibt Fa-
milien, die keine Dokumente wie Arbeitsvertrage
haben, weil sie etwa ihren Lebensunterhalt damit
verdienen, indem sie z. B. Flaschen mit riickzahlba-
rem Pfand sammeln. Dennoch haben sie Anspruch
auf Kindergeld. Und obwohl die Antragstellenden
nicht verpflichtet sind, solche Dokumente vorzule-
gen, kommen sie, falls es ihnen moéglich ist, der ent-

36 Interviewpartner*innen aus Berlin, Frankfurt und Nordrhein-Westfalen

37 Leibnitz, Mirja; Schmidt, Anna; Ruiz Torres, Guillermo; Botesco, Diana
(2015) Eine Bestandsaufnahme zur Diskriminierung von Bulgar_innen
und Ruméan_innen mit zugeschriebenen oder tatsédchlichen Roma
Hintergrund in Deutschland; Interviewpartner von Amaro Foro.

38 Interviews with Amaro Foro, Roma Férderverein Frankfurt, Katholische
Erwachsenen- und Familienbildung Dortmund

39 Furausléandische benachteiligte Personen kann es sehr schwierig
sein, eine Steueridentifikationsnummer zu erhalten, da man bei der
Stadtverwaltung registriert sein muss. Viele benachteiligte Menschen
kdnnen sich nicht registrieren lassen, weil sie obdachlos sind oder bei
Verwandten oder Freunden wohnen, deren Wohnort méglicherweise
nicht fur die Registrierung verwendet werden kann, weil zu viele
Menschen bereits unter dieser Adresse registriert sind.
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sprechenden Aufforderung nach, um Probleme zu
vermeiden.*’

Beratungsstellen fiir zugewanderte EU-Biir-
ger*innen haben erklért, dass sie versucht haben,
mit den Familienleistungsagenturen Kontakt auf-
zunehmen, um bei ihnen Beschwerde einzulegen
und darauf hinzuwirken, die oben genannten dis-
kriminierenden Praktiken zu unterbinden. Aller-
dings hatten die Familienleistungsagenturen hier-
auf keine Reaktion gezeigt.

RECHT AUF FREIZUGIGKEIT

EU-Biirger*innenkonnen fiinf Jahre nach ihrer
Ankunft in Deutschland eine unbefristete Aufent-
haltserlaubnis beantragen. Interviewpartner*innen
aus Berlin und Nordrhein-Westfalen haben erklart,
dass die Auslinderbehorden bei der Bearbeitung
von Daueraufenthaltsantrigen von Bulgar*innen
und Rumén*innen besonders streng vorgehen.
Wenn die Antragsteller*innen zum Zeitpunkt der
Antragstellung keine Arbeitsvertrage vorlegen kon-
nen, konnten die Antrdge abgelehnt oder das An-
tragsverfahren eingestellt werden. Sobald der An-
trag abgelehnt oder gestoppt wird, verlieren die
Antragsteller*innen ihr Recht auf Freiziigigkeit
und haben keinen Anspruch auf Sozialleistungen
wie Kindergeld oder Subventionen. Bis zur Wieder-
aufnahme des Antragsverfahrens konnen mehr als
sechs Monate vergehen.

Angestellte des Ordnungsamtes konnen Woh-
nadressen von Antragsteller*innen personlich be-
suchen, um diese zu tiberpriifen. Wenn die Namen
der Antragsteller*innen nicht auf den Tiirschildern
zu finden sind, kann der Antrag gestoppt werden.
Beratungsstellen, die benachteiligte EU Biirger*in-
nen, darunter Rumén*innen und Bulgar*innen,
unterstiitzen, haben erklart, dass es aufserst schwie-
rig sei, mit den Auslanderbehorden in Kontakt zu
treten, um Antragsprobleme zu kldren, und dass
diese nicht zu einer Zusammenarbeit bereit seien.”

40 Interviews mit Vertreter*innen von Amaro Foro, der Katholische
Erwachsenen- und Familienbildung Dortmund, des Kommunalen
Integrationszentrums Hagen und von RE/init e.V.

41 Interviews mit Vertreter*innen von Amaro Foro und der Katholische
Erwachsenen- und Familienbildung Dortmund.

FEHLENDE UBERSETZUNGEN
UND UNZUREICHENDER ZUGANG
ZU DIENSTLEISTUNGEN

Zugewanderte, darunter auch Roma, haben im
Umgang mit o6ffentlichen Amtern hiufig Proble-
me, weil es in der Regel keine Ubersetzungsdienste
gibt. Die 6ffentlichen Arbeitsamter bieten die wich-
tigsten Formulare in mehreren Sprachen an, auch
in Ruménisch und Bulgarisch. Die Wohlfahrtsver-
binde geben an, dass es fiir Migrant*innen, unter
ihnen zugewanderte Roma, mit grofen Schwierig-
keiten verbunden ist, Zugang zu sozialen Diensten
zu erhalten.”” Wenn zugewanderte EU Biirger*in-
nen, darunter auch Roma, ohne Unterstiitzung von
Dolmetscher*innen einen Antrag beim Jobcenter
stellen, ist es sehr wahrscheinlich, dass der Antrag
abgelehnt wird. In Berlin und Brandenburg stellt
das Jobcenter ein Computersystem zur Verfiigung,
tiber das angezeigt wird, welche Fremdsprachen die
Behordenmitarbeiter*innen sprechen. Jedoch ist
dieser Dienst bei den Kund*innen nicht sehr be-
kannt und wird nur wenig genutzt.** Das Jobcenter
Duisburg verfiigt tiber einen Dolmetscherpool, um
seine Kund*innen in mehreren Sprachen zu un-
terstiitzen. In einigen Stddten, z.B. in Berlin, gibt
es Projekte von Integrationsbegleiter*innen (soge-
nannte ,,Integrationslotsen®), die EU-Biirger*innen
und Migrant*innen zu 6ffentlichen Amtern beglei-
ten, um sie bei der Bewdltigung biirokratischer Ver-
fahren zu unterstiitzen.

Ein weiteres Problem der strukturellen Diskri-
minierung, mit dem benachteiligte Menschen, kon-
frontiert sind, ist die unzureichende Zuganglichkeit
von Dienstleistungen. So klagen Migrant*innen,
darunter auch Roma, die bislang keinerlei Umgang
mit dem Internet hatten, etwa dariiber, dass sie Ter-
mine mit o6ffentlichen Amtern hiufig tiber On-
line-Dienste vereinbaren miissen.**

42 Erklarung von Vertreter*innen von Caritas, AWO und Amaro Foro
auf der von Amaro Foro organisierten Konferenz Uber den Zugang
zu sozialen Diensten (Berlin, 29. Januar 2020). Informationen zur
Veranstaltung siehe unter: http:/amaroforo.de/fachtagung-
vermittlung-von-neuzugewanderten-eu-buergerinnen-den-
strukturen-der-regulaeren

43 Nach Informationen von Amaro Foro.

44 Interview mit einem Vertreterin von RE/init e.V.



JUGENDAMT

Jugenddmter sind oft nachldssig, wenn sie be-
nachteiligten migrantischen Roma das Sorgerecht
tiir Kinder entziehen. Die Jugenddmter sollen das
Wohl von Kindern und Jugendlichen gewdhrleis-
ten. Interviewpartner*innen berichten, dass die
verzweifelte Lage benachteiligter Familien von den
Jugenddmtern oft nicht ausreichend beriicksichtigt
werde. Im Gegenteil wiirden die Jugenddmter ob-
dachlosen oder unter schwierigen Bedingungen le-
benden Familien besonders haufig damit drohen,
ihre Kinder in Gewahrsam zu nehmen.” Es gibt
sogar Beispiele, in denen die Jugenddmter von un-
zumutbaren Lebensbedingungen berichten, wenn
sich zwei Kinder ein Bett teilen.”® Der Verlust ih-
rer Kinder wiirde diese Familien in eine noch deso-
latere Situation bringen. Auch im Hinblick auf die
offentlichen Finanzen ware es wirtschaftlicher, sol-
che Familien bei der Suche nach einer angemesse-
nen Unterkunft zu unterstiitzen, als die Kinder in
Kinderheime zu schicken.

Um einen Kindergartenplatz zu erhalten, miis-
sen Familien bei der Gemeinde ein oftfizielles Do-
kument, den sogenannten ,,Kitaschein, beantragen.
In Berlin verlangen verschiedene Bezirksverwal-
tungen von Menschen aus Bulgarien und Rumi-
niens dariiber hinaus zusitzliche Dokumente, die
deutsche und andere EU-Biirger*innen in der Re-
gel nicht einreichen miissen.

Das ADS berichtet tiber den Fall einer Romni,
die von einem Behordenmitarbeiter des Jugendam-
tes diskriminierenden Beleidigungen ausgesetzt
war. Die schwangere rumainische Staatsbiirgerin
wurde sehr aggressiv angeschrien, als ,,Parasitin®
und ,,Ausnutzerin des Wohlfahrtssystems® bezeich-
net und dazu aufgefordert, so schnell wie méglich
dorthin zuriickzukehren, wo sie herkam.*’

45 Durch die Intervention der Beratungsstellen wird in der Regel
vermieden, dass Kinder den Familien weggenommen werden. Haben
auslandische Familien Angst, ihre Kinder zu verlieren, kénnen sie sich
dazu gezwungen sehen, die Stadt oder das Land zu verlassen.

46 Interviews mit Vertretern von Amaro Foro, des Roma Férderverein
Frankfurt, des Rom e.V. und des Landesverbandes Deutscher Sinti und
Roma Baden-Wurttemberg. In Berlin wurde die Drohung, den Eltern
das Sorgerecht zu entziehen, auch von Mitarbeitern des Amtes fur
o6ffentliche Ordnung ausgeubt, siehe: Amaro Foro (2017), S. 20.

47 ADS (2017), S.127.
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ANDERE LOKALE BEHORDEN

In Begleitung eines Mitglieds des Landesverbandes
der Sinti in Hamburg ging ein Sinto zu einem Fi-
nanzamt in Hamburg, um dort ein Umsatzsteuer-
buch zu beantragen, da er ein Unternehmen griin-
den wollte. Der zustindige Sachbearbeiter muss
erkannt haben, dass es sich bei dem Antragsteller
aufgrund seines Namens und der Tatsache, dass er
in einer Wohnanlage wohnt, in der Sinti Familien
wohnen, um einen Sinto handelt. Der Sachbear-
beiter verweigerte die Ausstellung des Dokuments
mit der Begriindung, er werde ,,nichts von ihnen
bekommen, da er bereits dort gemeldet sei“. Der
Antragsteller widersprach, erhielt das Umsatzsteu-
erbuch allerdings erst nach der Intervention einer
Vertreterin des Regionalverbandes, der den Sachbe-
arbeiter gebeten hatte, den Fall erneut zu priifen.*®

Eine Sinteza beantragte beim Amt fiir Grundsi-
cherung in Hamburg einen Zuschuss fiir die Reno-
vierung ihres Badezimmers gemaf! den Bediirfnis-
sen dlterer Menschen. Die Antragstellerin wohnte
in der gleichen Nachbarschaft wie der Sinto, der
ein Umsatzsteuerbuch beantragt hatte, weshalb da-
von ausgegangen werden kann, dass die zustandi-
gen Sachbearbeiter*innenihre ethnische Herkunft
kannte. Der Antrag wurde mit dem Argument ab-
gelehnt, dass die Antragstellerin: ,sich zwei- bis
dreimal pro Woche mit einem Waschlappen wa-
schen“ konnte. Obwohl die Antragstellerin Ein-
spruch gegen den Entscheid einlegte, wurde das
Verwaltungsverfahren wegen des Todes der An-
tragstellerin schliefllich eingestellt.*

48 Interview mit einer Vertreterin des Landesverbandes Deutscher Sinti
in Hamburg.

49 Interview mit einer Vertreterin des Landesverbandes Deutscher Sinti
in Hamburg.
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Politische Antwort auf das Problem

RECHTSBEHELFE ZUR STARKUNG DER
GLEICHBEHANDLUNG VON SINTI UND ROMA

Zur Bekdampfung diskriminierender Strukturen
und Praktiken in der offentlichen Verwaltung ste-
hen einige interne und externe Mechanismen zur
Verfligung. Intern verfiigen eine Reihe von 6ffentli-
chen Verwaltungen, darunter auch die Arbeitsver-
waltungen, liber Antidiskriminierungsinstrumente
wie Diversitdtsmanagement, Antidiskriminierungs-
schulungen und Gleichstellungsbeauftragte.>

Von diesen beziehen sich nur antidiskriminie-
rende Schulungen auf die Durchsetzung nicht dis-
kriminierender Praktiken gegeniiber Sinti und
Roma. Nach der Wahrnehmung der interviewten
Beratungsorganisationen stoflen Antidiskriminie-
rungstrainings fiir Behorden auf keine starke Re-
sonanz. Da sie nicht verpflichtend sind, besteht oft
kein grofies Interesse, weil keine Notwendigkeit ge-
sehen wird, an solchen Schulungen teilzunehmen.
Einige Verwaltungsmitarbeiter konnten Angst da-
vor haben, als Rassisten stigmatisiert zu werden.”’
Dennoch gibt es immer wieder Gruppen innerhalb
der Behorden, die Interesse an Diversity-Schulun-
gen mit Schwerpunkt auf der Bekdmpfung von An-
tiziganismus zeigen.? Obwohl solche Schulungen
einen Fortschritt darstellen, bleiben sie im Hinblick
auf strukturelle Verdnderungen weitgehend wir-
kungslos.

»Im Rahmen des Projekts ROMACT®* wurden
interkulturelle Trainings fiir Kommunen und an-
dere Amter der &ffentlichen Verwaltung durchge-
tithrt. Im Jahr 2016 wurden zwei Trainings durch-

50 ADS (2017).

51 Interview mit einer Vertreterin des Kommunalen Integrationszentrums
Siegen.

52 Eine Vertreterin des Berliner Landesamtes flr Gleichbehandlung
- gegen Diskriminierung (LADS), erklarte, dass 2018 von der LADS-
Akademie nur eine Schulung mit dem Schwerpunkt Antiziganismus
durchgefuhrt worden sei, da kein Interesse an weiteren Schulungen
bestanden habe. Zugleich betonte sie, dass die verschiedenen
6ffentlichen Einrichtungen Uber die Teilnahme an Schulungen frei
entscheiden kénnten.

53 ROMACT ist eine gemeinsame Initiative der Europaischen Kommission
und des Europarates, die Blrgermeister*innen und Kommunalver-
waltungen dabei unterstitzen soll, auf lokaler Ebene zusammen-
zuarbeiten, um eine Politik und 6ffentliche Dienste zu entwickeln,
die alle Burger, einschlieBlich Sinti und Roma, einbeziehen. Siehe:
http://coe-romact.org/

gefithrt, im Jahr 2017 19 Trainings und im Jahr
2018 26 Trainings. Jede Schulung wurde von etwa
20 Teilnehmenden besucht. Ungefdhr 10 Prozent
der Teilnehmer*innen waren Angestellte aus den
offentlichen Arbeitsaimtern. Der Schwerpunkt des
Schulungsprogramms liegt auf der Sensibilisierung
tiir das Thema Antiziganismus und auf einem bes-
seren Verstindnis der Herausforderungen und An-
passungsstrategien, mit denen sehr arme Roma
konfrontiert sind“** Die Roma-Selbstorganisation
Amaro Foro aus Berlin wird ein vom Landesamt
tiir Gleichbehandlung und Antidiskriminierung
(LADS) Berlin finanziertes Projekt zur Sensibili-
sierung fiir das Thema Antiziganismus fiir Verwal-
tungsangestellte durchfiithren.>

Bei der Beauftragten der Bundesregierung fiir
Migration, Fliichtlinge und Integration wurde eine
»Gleichbehandlungsstelle EU-Arbeitnehmer® ein-
gerichtet®®, die EU-Biirger*innen bei der Ausiibung
ihres Rechts auf Freiziigigkeit unterstiitzt. Diese
Stelle verfligt iiber begrenzte Ressourcen; sie gibt
Publikationen zu Themen in Auftrag, die fiir zu-
gewanderte Arbeitnehmer*innen aus EU-Landern
relevant sind, bietet Beratung an und versucht, die
Vernetzung zwischen zivilgesellschaftlichen Orga-
nisationen, Gewerkschaften, staatlichen Institutio-
nen und anderen relevanten Akteuren des Bereichs
zu fordern.

Sinti und Roma, die als Kund*innen in Ein-
richtungen des offentlichen Dienstes diskrimi-
niert werden, haben kaum Zugang zu Beschwer-
de- und Berufungsstellen. Die Einrichtung von
Beschwerdestellen in Einrichtungen der offentli-
chen Verwaltung ist gesetzlich nicht zwingend vor-
geschrieben. Obwohl z.B. in den meisten offentli-
chen Arbeitsimtern ein Beschwerdemanagement
eingerichtet wurde, sind die Beschwerdeverfahren
nicht geregelt und weder zur Neutralitét verpflich-
tet noch unabhingig.”” Dartiber hinaus gibt es in

54  Zentralrat Deutscher Sinti und Roma; Dokumentationszentrum
Deutscher Sinti und Roma; Sozialfabrik (2019), S. 15; Interview mit dem
ehemaligen ROMACT-Koordinator in Deutschland.

55 Interview mit Vertretern der LADS und von Amaro Foro. Siehe hier den
Abschnitt Gber die Ausbildung von Sozialarbeitern

56 https:/www.eu-gleichbehandlungsstelle.de/eugs-de
57 Ebd. S.136.



Deutschland - vor allem in Ballungsraumen - eine
Reihe unabhingiger, auf Antidiskriminierungsbe-
ratung spezialisierter Stellen. Diese sind jedoch oft-
mals nicht bekannt und nur wenige Sinti und Roma
treten an sie heran.”®

Es handelt sich also hauptsachlich um Bera-
tungsdienste fiir Arbeitsmigranten*innen aus Ost-
europa, Selbsthilfeorganisationen fiir Sinti und
Roma und andere nichtstaatliche Beratungsdiens-
te, auf die sich (hauptsiachlich) Migranten bezie-
hen, wenn sie mit Diskriminierung in 6ffentlichen
Diensten konfrontiert sind. Sie sind in der Regel
gut informiert {iber rechtliche Aspekte im Zusam-
menhang mit der Gewdhrung von Sozialleistungen
und anderen Rechtsanspriichen wie z. B. erzwunge-
ne Ausreise oder erzwungenes Sorgerecht fiir Kin-
der. Wie oben dargelegt, werden vielen zugewan-
derten Roma Sozialleistungen verweigert, auf die
sie gesetzlich Anspruch haben, insbesondere Ar-
beitslosenunterstiitzung. Sobald die Arbeitslosen-
unterstiitzung von der Arbeitsverwaltung verzo-
gert oder verweigert wird, haben Arbeitssuchende
kaum noch rechtliche Schutzméglichkeiten. Dar-
tiber hinaus konnen Beschwerden {iber eine nicht
addquate Behandlung zu negativen, nachteiligen
Entscheidungen fiir die Kund*innen fithren.”” Un-
terstiitzung konnen die Beratungsstellen zumeist
nur dadurch anbieten, indem sie das Sozialge-
richt anrufen, das zu Gunsten des Arbeitssuchen-

58 Laut des 3. Antidiskriminierungsberichts der ADS wenden sich die
meisten Menschen, die von Diskriminierung betroffen sind, zunéchst
an Beratungsstellen, die nicht auf Antidiskriminierung spezialisiert
sind. Ebd., S. 348

59 Ebd.S. 406
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den entscheiden kann. Zwar konnen Sozialgerichte
in den seltensten Fallen Arbeitsleistungen zuspre-
chen, aber sie konnen entscheiden, dass eine Per-
son Anspruch auf Sozialleistungen hat (BSG vom
03.07.2003 - B 7 AL 66/02 R).

Biirger*innen, die sich von offentlichen Ar-
beitsvermittlungsagenturen diskriminiert fiihl-
ten, konnen bei der Leitung der Agentur eine Be-
schwerde einreichen. Einige Agenturen haben eine
Ombudsperson.®” Dartiiber hinaus hat das Arbeits-
amt (Agentur fiir Arbeit) eine Website, auf der Be-
schwerden eingereicht werden konnen. Allerdings
wollen viele Biirger*innen keine Beschwerden ein-
reichen, da sie Angst haben, dadurch Arger mit
den Arbeitsdimtern zu bekommen. Nach Angaben
der ADS werden Beschwerden wegen Diskriminie-
rung auch deshalb nur selten eingereicht, weil die
Kund*innen in der Regel dariiber keine schriftli-
che Benachrichtigungen erhalten bzw. diese in ex-
tremer Kurzform verfasst sind, wodurch es sehr
schwierig wird, eine ordentliche Klage zu fithren.®’

Die Europiische Kommission hat eine Website,
auf der Beschwerden eingereicht werden konnen,
wenn Biirger glauben, dass nationale Behorden ge-
gen das Unionsrecht verstoflen haben. Eine solche
Beschwerde kann der Beginn eines Vertragsverlet-
zungsverfahrens der Europdischen Kommission
gegen den Mitgliedsstaat sein, der gegen das Uni-
onsrecht verstoflen hat.®?

60 In den deutschen Arbeitsagenturen gibt es nur sehr wenige Ombuds-
stellen. Viele Arbeitsagenturen scheinen in der Einrichtung unabhén-
giger Ombudsstellen einen Eingriff in ihre Kompetenzen und internen
Strukturen zu sehen. Der Ombudsmann der Agentur fur Arbeit des
Bezirks Friedrichshain-Kreuzberg in Berlin erklarte in einem Interview
hingegen, dass er bei der Vermittlung in Konflikten bzw. der Klarung
von Missversténdnissen zwischen Kunden und Agenturmitarbeitern
positive Erfahrungen gemacht habe

61 Ebd.S. 434

62 Siehe: https:/ec.europa.eu/info/about-european-commission/
contact/problems-and-complaints/complaints-about-breaches-
eu-law/how-make-complaint-eu-level_de
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Antiziganismus und

Soziale Arbeit

Definition des Problems

Dieses Kapitel befasst sich mit Antiziganismus im
Bereich der sozialen Arbeit.”* Wie die beiden vo-
rangegangenen Berichte im Rahmen des Projekts
»Roma Civil Monitor“ gezeigt haben, ist der in der
deutschen Gesellschaft weit verbreitete und histo-
risch verwurzelte Antiziganismus einer der Haupt-
griinde fiir die soziale Ausgrenzung vieler Sinti
und Roma. Benachteiligte Sinti und Roma nehmen
Kontakt zu Sozialdiensten und Sozialarbeiter*in-
nen auf, weil sie hdufig Unterstiitzung benétigen,
um ihre sozialen Rechte einzufordern. Vor allem
zugewanderte Roma verfiigen oft nicht tiber aus-
reichende Sprachkenntnisse, um existenzielle bii-
rokratische Hiirden und Barrieren - z.B. bei der
Einschulung von Kindern, der Beantragung von
Kindergeld oder bei der Suche nach einer Woh-
nung - ohne fremde Hilfe zu iiberwinden. Sie sind
auf diese Dienstleistungen angewiesen. In vielen
Stadten bieten Beratungsstellen Hilfe bei sozialen
Fragen fiir EU-Biirger*innen aus Bulgarien und
Ruminien an, darunter auch Roma. Diese Anlauf-
stellen werden von Stadtverwaltungen, kirchlichen
Organisationen wie Caritas oder Diakonie, Ein-
richtungen, die soziale Dienste anbieten, und von
Selbstorganisationen der Sinti und Roma betrieben.
In vielen Fillen sind die Mitarbeiter*innen dieser
Beratungsstellen ausgebildete Sozialarbeiter*innen
oder haben die entsprechenden Kenntnisse in der
Praxis erworben. Ohne jeden Zweifel gibt es viele
kritische und engagierte Sozialarbeiter*innen, Pad-
agog*innen und Sozialpadagog*innen, die sich mit
groflem Engagement fiir die Bekimpfung von An-
tiziganismus in allen gesellschaftlichen Strukturen,
insbesondere auch im Bereich der sozialen Dienste,
einsetzen. Doch trotz dieser engagierten Fachleu-
te sind antiziganistischen Haltungen und Praktiken
im sozialen Bereich nach wie vor prasent. Selbstor-
ganisationen von Sinti und Roma haben festge-
stellt, dass eine Reihe von Sozialarbeitern und so-

63 Im Feld der Sozialen Arbeit sind neben Sozialarbeiter*innen auch
Vertreter*innen anderer verwandter Disziplinen vertreten, die in
Deutschland dhnliche Funktionen erfiillen wie beispielsweise Sozial-
padagogen*innen und Erzieher*innen.

zialen Diensten, die eigentlich benachteiligte Sinti
und Roma unterstiitzen sollten, dazu neigen, ihre
Klienten respektlos zu behandeln und antiziganis-
tische Stereotypen zu reproduzieren.

DIE ANFANGE DES ANTIZIGANISMUS
IN DER SOZIALEN ARBEIT

Die Geschichte der Sinti und Roma in Deutschland
ist eine Geschichte der Macht, die von der Mehr-
heitsgesellschaft gegeniiber der Minderheit ausge-
bt wird.®* Im 18. Jahrhundert wurden Bildungs-
konzepte fiir ,Zigeunerkinder und -jugendliche®
entwickelt; sie umfassten die Einrichtung von Wai-
senhdusern, Zuchthdusern und Arbeitshausern zur
Umerziehung. In Wiirttemberg und Preuflen wur-
den Kinder ihren Familien entzogen und entweder
in Waisenhéduser eingewiesen oder an Familien der
Mehrheitsgesellschaft ibergeben.® Im 19. Jahrhun-
dert griindete die evangelische Kirche Vereine zur
missionarischen Arbeit mit Sinti und Roma. Erste
missionarische Unternehmungen fanden zwischen
1830 und 1837 im sdchsischen Friedrichslohra statt.
Eines der Ziele war es, Sinti- und Roma-Kinder zur
Arbeit zu ,,erziehen®®®

Das NS-Regime verfolgte eine rassistische Ideo-
logie, die Sinti und Roma nicht nur als Unter-
menschen definierte, sondern auf ihre vollstindi-
ge Vernichtung abzielte. Der nationalsozialistische
Volkermord an den Sinti und Roma wurde in der
neu gegriindeten Bundesrepublik Deutschland
jahrzehntelang geleugnet, die Opfer erhielten we-
der Anerkennung noch Wiedergutmachung.®’ Erst
durch die Griindung der Biirgerrechtsbewegung
der Sinti und Roma Ende der 1970er Jahre in West-
deutschland wurde der in allen Bereichen der deut-
schen Gesellschaft nach wie vor tief verwurzelte

64 Siehe: https:/www.sintiundroma.org/de/

65 Bruggemann, Christian; Hornberg, Sabine; Jonuz, Elizabeta (2014):
Heterogenitat und Benachteiligung. Die Bildungssituation von Sinti
und Roma in Deutschland, in: Hornberg, Sabine; Briggemann,
Christian (Hrsg.): Die Bildungssituation von Roma in Europa.
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Antiziganismus aufgedeckt und zum Diskussions-
thema gemacht.

Eine Schlisselfigur antiziganistischer Diskur-
se und Praktiken in der Sozialen Arbeit wahrend
der 1960er und 70er Jahre war Silvia Sobeck. Als
Sozialarbeiterin war sie Mitarbeiterin der ,,Katholi-
schen Zigeuner- und Nomadenseelsorge®, einer ka-
ritativen Organisation der katholischen Kirche, die
mit Sinti und Roma arbeitete.®® Eine Zeit lang war
sie auch eine der anerkanntesten Berater*innen der
Bundesregierung im Bereich Sinti und Roma und
veroffentlichte in bekannten sozialarbeitsrelevan-
ten Zeitschriften wie ,Caritas. Zeitschrift fiir Ca-
ritaswissenschaft und Caritasarbeit®. Sie war die
Hauptvertreterin einer Sozialen Arbeit, in der sich
die antiziganistischen Stereotypen, Vorurteile und
Diskurse der deutschen Mehrheitsgesellschaft wi-
derspiegelten. So erklirte Sobeck etwa: ,Sie [die
Zigeuner] miissen mit allen Mitteln und in allen
Bereichen ihrer Unabhéngigkeit, Eigenart, Anpas-
sungsbereitschaft, Funktionstiichtigkeit und ihres
Selbstwertgefiihls reguliert und mobilisiert werden.
Sie sollten nicht fiir uns und zu unserem Nutzen sta-
bilisiert werden, sondern zu ihrem eigenen Nutzen,
damit sie in einen Entwicklungsprozess eintreten
konnen®” Sobeck war seinerzeit auch Mitglied im
sogenannten ,,Expertengremium fiir Zigeunerfra-
gen”“ und befand sich dariiber hinaus als Beraterin
des Familienministeriums in einer sehr einflussrei-
chen Position. Thre Arbeit pragte einige Jahrzehnte
lang die Forschung und Lehre iiber Sinti und Roma
in Deutschland. Bis heute argumentieren Wissen-
schaftler*innen aus dem sozioprofessionellen Be-
reich, dass Sinti und Roma gleichzeitig in die deut-
sche Mehrheitsgesellschaft ,,integriert” werden und
ihre ,.ethnische Identitit* und ,,Kultur® bewahren
sollten.”” Sinti und Roma werden somit auch heu-

68 Infolge des Protests des Zentralrats Deutscher Sinti und Roma, der
kritisierte, dass die Organisation einen Namen behielt, der die Minder-
heit stigmatisiert und Vorurteile reproduziert, anderte die Organisation
2008 ihren Namen. Sie tragt nun den Titel ,Katholische Seelsorge fur
Roma, Sinti und verwandte Gruppen”.

69 Sobeck, Sylvia (1973): Integration - Chance oder notwendiges Ubel?,
in: Caritas. Zeitschrift fur Caritaswissenschaft und Caritasarbeit 74 (6),
S. 313.

70 Stender, Wolfram (2016): Uber die Schwierigkeit Sozialer Arbeit, nicht
antiziganistisch zu sein, in: Stender, Wolfram: Konstellationen des
Antiziganismus. Theoretische Grundlagen, empirische Forschung und
Vorschléage fur die Praxis, S. 336
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te noch wiederholt als eine ,,andere Gruppe® bzw.
»der Andere” konstruiert, die sich insbesondere im
Hinblick auf Disziplin, Berufsorientierung und Ar-
beitsgewohnheiten unterscheide.

Die Evangelische Kirche setzte ihre missiona-
rische Tétigkeit nach der Niederlage des Naziregi-
mes fort. In ganz Westdeutschland gab es mehrere
missionarische Initiativen der Evangelischen Kir-
che, wie beispielsweise die Berliner Stadtmission.
Ein evangelischer Pfarrer, der vorgab, Missionsar-
beit unter Sinti und Roma zu leisten, schrieb in ei-
nem Artikel mit dem Titel , Einige Gedanken zur
Erziehung der Zigeuner®, dass eine solche Erzie-
hung nach dem Vorbild der Missionsarbeit mit pri-
mitiven, exotischen Menschen durchgefiihrt wer-
den sollte.”" Zeitschriften der Sozialarbeit, wie etwa
jene von Caritas oder der Diakonie, haben auch bei
der Reproduktion und Stirkung antiziganistischer
Stereotypen eine entscheidende Rolle gespielt. Die-
se Zeitschriften wurden von Sozialarbeitern, aber
auch von Universititsprofessoren, politischen Ent-
scheidungstragern und Wissenschaftlern, die tiber
Sinti und Roma forschten, gelesen.

Hintergrund und Ursache des Problems

(RE-JPRODUKTION VON ANTIZIGANISMUS
IN DER SOZIALEN ARBEIT

Als Folge der weiten Verbreitung von Antiziga-
nismus und aufgrund jahrhundertelanger Verfol-
gung und sozialer Ausgrenzung sind viele Sinti und
Roma mit sozialer Ausgrenzung und Armut kon-
frontiert. Sozialarbeiter*innen nehmen zwischen
diesen ausgegrenzten Sinti und Roma und den so-
zialen Diensten eine Briickenfunktion ein. Sozial-
arbeiter*innen sind jedoch nicht automatisch gegen
antiziganistische Einstellungen und Vorurteile ge-
feit. Auch sie konnen als Individuen - bewusst oder
unbewusst, direkt oder indirekt - Antiziganismus
reproduzieren. Oftmals spiegeln sich entsprechen-
de Mentalitdtsmuster bereits wahrend ihrer akade-
mischen Ausbildung, in der Weiterbildung oder der

71 Meier, Verena (2017), S. 21.
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Supervision wider. Im schlimmsten Fall konnen da-
bei selbst die besten Absichten in diskriminieren-
des Verhalten und Handeln umschlagen. Sozialar-
beiter*innen helfen dann nicht nur benachteiligten
Sinti und Roma, sondern kénnen als intervenieren-
de Akteure versuchen, sie zu kontrollieren bzw. zu
»disziplinieren®. Dieser Haltung liegt die Grundan-
nahme vieler Sozialarbeiter*innen zugrunde, ihre
Aufgabe bestehe darin, Sinti und Roma in die Ge-
sellschaft (wieder) zu integrieren. Die Autonomie
von Sinti und Roma als freie Biirger*innen bleibt
dabei unberiicksichtigt. In der Mehrheitsgesell-
schaft vorherrschende Vorurteile konnen somit in
der Sozialarbeit reproduziert und gestarkt werden.

Ein unter Sozialarbeiter*innen weit verbreiteter
Gedanke besteht darin, dass die benachteiligte Stel-
lung von Teilen der Sinti und Roma mit ihrer Kultur
zusammenhéngt und diese nicht in der Lage seien,
dem Teufelskreis der sozialen Ausgrenzung zu ent-
kommen. Obwohl Sozialarbeiter*innen mit dem
Alltag und den Problemen ihrer Klient*innen meist
gut vertraut sind, ist ein mangelndes Verstdnd-
nis fir die Folgen struktureller Diskriminierung
benachteiligter Sinti und Roma nicht ungew6hn-
lich. Wenn z. B. Roma-Kinder nicht zur Schule ge-
hen, weil sie kein Geld fiir den Nahverkehr haben,
oder wenn Jugendliche sich um kleine Geschwister
kiimmern miissen, weil die Eltern arbeiten miissen,
wird hdufig angenommen, dass Roma nicht daran
interessiert seien, ihre Kinder zur Schule zu schi-
cken. Es wird oft nicht verstanden, dass besonders
benachteiligte zugewanderte Roma-Familien Prio-
ritaten setzen missen, um in einem System uberle-
ben zu konnen, in dem sie zu vielen Sozialleistun-
gen keinen Zugang haben.”?

Sozialarbeiter*innen verfiigen in ihrer Bezie-
hung zu ihren Klient*innen iiber betrachtliche
Machtbefugnisse. Sie konnen Entscheidungen be-
einflussen, die sich direkt auf die Lebensbedingun-
gen benachteiligter Menschen auswirken. Sozialar-
beiter*innen kénnen z.B. dazu Stellung nehmen,
72 Interviews mit Amaro Foro, Roma Férderverein Frankfurt, Christoph

Leucht von der Hildegard-Lagrenne-Stiftung, Markus End, Mitglied der

Unabhangigen Kommission Antiziganismus der Bundesregierung und

Lisa Riedner von der Katholischen Universitat Eichstatt-Ingolstadt und

Aktivistin der Initiative gegen die Diskriminierung von EU-Burger*in
nen ,Europa in Bewegung".

ob das Sorgerecht entzogen und Kinder in Betreu-
ungseinrichtungen untergebracht werden sollten;
sie konnen tiber die Verteilung von Ressourcen un-
ter den Klient*innen entscheiden; sie konnen vor
Sozialwohnungsdmtern intervenieren, die Familien
empfehlen, die eine Wohnung bekommen sollen.
Sozialarbeiter*innen konnen eine entscheidende
Rolle bei der Einflussnahme auf die Politikgestal-
tung spielen, indem sie Informationen liefern, die
von den Entscheidungstridger*innen der offentli-
chen Dienste verarbeitet werden konnen, um ge-
zielte Mafinahmen zu entwerfen. Gut etablierte Or-
ganisationen, die soziale Dienste anbieten, werden
von politischen Entscheidungstriger*innen, ins-
besondere auf lokaler Ebene, oft um Empfehlun-
gen gebeten, die zur Verbesserung der Sozialpolitik
umgesetzt werden sollten.

Sozialarbeiter*innen konnen einen entscheiden-
den Einfluss darauf haben, antiziganistische Stereo-
type in der offentlichen Meinung zu reproduzieren.
In den letzten Jahren erschienen in Zeitungen und
Zeitschriften, im Radio sowie im Fernsehen zahlrei-
che journalistische Beitrdge zur Migration von Roma
aus Osteuropa. In den meisten dieser Reportagen
wurden die zugewanderten Roma dabei als Ursache
sozialer Probleme dargestellt. Sozialarbeiter*innen
nehmen dabei fiir die Journalist*innen héufig die
Rolle des Tiiroftners ein, die es ihnen erméglichen,
Kontakt zu den Menschen aufzunehmen, sie zu un-
tersuchen und Urteile {iber sie zu fillen.

DAS STUDIUM DER SOZIALEN ARBEIT
IN DEUTSCHLAND

Der Deutsche Berufsverband fiir Soziale Arbeit
(DBSH) definiert Soziale Arbeit sowohl als Diszip-
lin als auch als Beruf: ,,Sie [Soziale Arbeit] handelt
auf der Grundlage wissenschaftlicher Erkenntnis-
se und begriindeter Methoden. Sie hilft Menschen,
eine befriedigende Teilhabe am Leben zu errei-
chen. Sie unterstiitzt die Gesellschaft in ihren so-
zialen und demokratischen Verpflichtungen. Der
Beruf der Sozialen Arbeit unterstiitzt Einzelperso-
nen, Gruppen und die Gemeinschaft bei der Lo-
sung von Problemen, die nicht durch pflegerische,



gesundheitliche und privatrechtliche Leistungen
gelost werden konnen®’® In Deutschland wird So-
ziale Arbeit vor allem an Fachhochschulen ange-
boten, die den rechtlichen (wenn auch nicht den
akademischen) Status von Universititen haben.
Als Abschluss kann sowohl ein Bachelor als auch
ein Master erworben werden. Die meisten Bache-
lor-Studiengdnge sind generalisiert — einige bie-
ten jedoch bereits Spezialisierungen an, wie z.B.
der Bachelor-Studiengang ,,Flucht und Migration®
in Berlin. Innerhalb der Master-Studiengénge spe-
zialisieren sich die Hochschulen auf Themen wie
z.B. ,Forschung in der Sozialen Arbeit“ oder ,,Ent-
wicklung sozialer Raume® Seminare zu Themen
wie Rassismus, Diversitit, Diskriminierung oder
Migration werden in der Regel nur auf freiwilliger
Basis angeboten und haben keinen verpflichtenden
Charakter. Die Studierenden konnen diese Semi-
nare unter anderem im Rahmen von Pflichtmodu-
len wihlen, sind dazu aber nicht verpflichtet. Auch
Professor*innen sind nicht verpflichtet, Seminare
zu diesen Themen anzubieten, die folglich nur sehr
selten — etwa im Rahmen von Seminaren zur So-
zialen Arbeit mit Jugendlichen und Kindern - be-
handelt werden. Da Themen wie z. B. ,,Rassismus”
jedoch komplexe Themen und Fragestellungen um-
fassen, macht es wenig Sinn, sie losgeldst vom obli-
gatorischen Lehrplan in nur ein oder zwei Modulen
von eineinhalb bis drei Stunden zu behandeln. Tat-
sachlich konnen Studierende an zahlreichen Hoch-
schulen ihr Studium der Sozialen Arbeit abschlie-
3en, ohne jemals Seminare zu Rassismus, Diversitit
und/oder Migration besucht zu haben.”

Nur sehr wenige Universitaten bieten Semina-
re zum Thema Antiziganismus an. Ausnahmen
sind z.B. die Evangelische Universitit Freiburg,
die Fachhochschule Hannover, die Fachhochschu-
le Alice-Salomon in Berlin sowie die Fachhoch-
schule Frankfurt/Main, die derzeit ein zweiteiliges
Seminar zu diesem Thema anbietet. Diese Semi-
nare werden jedoch nur angeboten, wenn sich die

73 Hervorhebungen aus dem Original Gbernommen. URL: https:/www.
dbsh.de/fileadmin/downloads/grundlagenheft_-PDF-klein_01.pdf

74 Nicht so an der Alice Salomon Hochschule Berlin, wo der Besuch eines
Kurses Uber Rassismus und Migration im B.A.-Studium Pflicht ist.
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Professor*innen dafiir selbst personlich engagie-
ren und das Thema fiir wichtig erachten. In Frank-
furt am Main kooperieren die Dozent*innen, die
einen solchen Lehrgang aufgrund der dringenden
Notwendigkeit initiiert haben, sich mit dem The-
ma Antiziganismus auseinanderzusetzen, mit dem
Forderverein Roma aus Frankfurt und mit dem
Landesverband Deutscher Sinti und Roma Hes-
sen. Thr Ziel ist es, das Seminar als Pflichtfach im
Curriculum der Sozialen Arbeit an der Universitat
Frankfurt/Main zu verankern.

Generell zielen Studien der Sozialen Arbeit auf
den Erwerb messbarer methodischer, strategischer,
sozialpadagogischer und sozialversicherungstech-
nischer Kompetenzen ab, die zukiinftige Sozialar-
beiter*innen in die Lage versetzen sollen, effizient
zu arbeiten. Kritische Ansatze, die auch struktu-
relle und sozio6konomische Ursachen von Armut
hinterfragen, stehen nicht im Vordergrund. Die
Studierenden sind darauf ausgerichtet, potentiel-
le Klient*innen als individuelle Probleme wahrzu-
nehmen, statt Machtverhaltnisse und Strukturen in
Frage zu stellen, die Diskriminierung, Rassismus
und Antiziganismus fordern. Es wére wiinschens-
wert, die Grundpramissen der Sozialen Arbeit in
Bezug auf Sinti und Roma zu hinterfragen und im
Studium der Sozialen Arbeit Wege zu erdffnen, die
es ermdglichen, Sinti und Roma nicht als Objekte
einer ,anderen“ Gruppe zu betrachten. Ziel sollte
es vielmehr sein, die Angehorigen der Minderheit
so weit wie moglich in die Lehre mit einzubezie-
hen und aus ihren Perspektiven und Anschauungen
zu lernen. Dies wiirde einen kritischen Umgang mit
den Wurzeln und Erscheinungsformen von Anti-
ziganismus in Deutschland erméglichen.

Nach Ansicht der Professor*innen Kath-
rin Schrader von der Fachhochschule Frankfurt/
Main und Timo Ackermann von der Alice-Salo-
mon-Hochschule Berlin hat die Transformation
der Hochschule nach der ,,Bologna-Reform® dieses
Phanomen eher verstarkt. Die Studierenden haben
noch weniger Zeit als vormals, Lehrveranstaltun-
gen zu besuchen, die detaillierte Konzepte und Me-
thoden zu Kernfragen der Gesellschaft vermitteln
oder Zeit fiir kritische Reflexion bieten. Auch ha-
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ben die Professor*innen selbst nur wenig oder gar
keine Zeit, iiber das obligatorische Curriculum hi-
naus zusdtzliche Seminare anzubieten. Daher ist es
fast unmoglich, den Studierenden Instrumente an
die Hand zu geben, die es ihnen ermdglichen, tiber
strukturelle Probleme nachzudenken und ihren
Klient*innen auf gleicher Augenhohe zu begegnen,
anstatt zu versuchen, sie zu ,,disziplinieren” und zu
hormalisieren” und ihnen damit ihre Autonomie
abzusprechen.”

Neben dem Fehlen von Vortragen zum Thema
Antiziganismus werden auch antiziganistische Au-
Blerungen von Dozent*innen und Wissenschaft-
ler*innen registriert.”

Trotz der bereits erwdhnten Entwicklung des
Studiums der Sozialen Arbeit gibt es Fakultéten fiir
Soziale Arbeit, die spezielle Studiengidnge anbie-
ten, mit denen die Reflexion iiber Machtstrukturen
rund um die Soziale Arbeit geférdert werden soll.
Die Fachhochschule Dortmund bietet den Bache-
lor-Studiengang Soziale Arbeit mit dem Schwer-
punkt Armut und (Flichtlings-)Migration an, der
zur kritischen Reflexion der (gesellschaftlichen)
Strukturen, die die Not von Migrant*innen hervor-
rufen oder verstirken, anregen soll.”” Die Alice Sa-
lomon Hochschule Berlin, an der ein Pflichtmodul
zu Rassismus und Migration angeboten wird, gilt
hierbei als Vorreiterin und nimmt bei der Integrati-
on von Rassismus und Ungleichheit in das Studium
der Sozialen Arbeit eine fithrende Rolle ein.

FALLANALYSE - ANTIZIGANISMUS
IN DER SOZIALEN ARBEIT

Organisationen und Expert*innen, die im Rah-
men dieser und fritherer Untersuchungen befragt
wurden, haben die Dringlichkeit der Bekimpfung
von Antiziganismus in der Sozialen Arbeit zum
Ausdruck gebracht. Selbstorganisationen von Sin-
ti und Roma und Aktivist*innen aus Berlin, Koln,

75 Interviews mit Katrin Schrader (Hochschule Frankfurt am Main) und
Timo Ackermann ( Alice Salomon Hochschule Berlin)

76 Nach Angaben aus Frankfurt und Berlin

77 Hochschule Dortmund (2015), Dualer Studiengang .Bachelor Soziale

Arbeit, Schwerpunkt Armut und (Flchtlings-) Migration. Anlage 1:
Modulbeschreibungen.

Frankfurt, Dortmund und Hamburg bestatigten,
dass bei einer Reihe von Sozialarbeiter*innen, die
in Beratungsbiiros fiir EU-Biirger*innen aus Bulga-
rien und Ruminien arbeiten, ein mangelndes Be-
wusstsein fiir das Thema Antiziganismus besteht.
Antiziganismus driickt sich dabei auf unterschied-
liche Weise aus - entweder direkt und offen oder
indirekt, basierend auf Gedanken und Einstellun-
gen, die Sinti und Roma auf bestimmte Stereoty-
pen reduzieren. In Interviews mit Beratungsstel-
len fiir Sinti und Roma wurde darauf hingewiesen,
dass es immer wieder Fille gibt, in denen Sozialar-
beiter*innen ,,das Beste” fiir ihre Klient*innen wol-
len. Dennoch zeigen sich im Umgang mit Sinti und
Roma Stereotypen und Vorurteile, die die struk-
turelle Diskriminierung benachteiligter Sinti und
Roma reproduzieren und verstirken.”®

Ein grofler Teil der Sozialarbeiter*innen ldsst
sich von der Pramisse leiten, ihre Klient*innen zu
disziplinieren, ,,abweichendem® Verhalten entge-
genzuwirken und sie in die Gesellschaft zu ,,(re-)
integrieren®. Den Klient*innen wird somit ihre
Autonomie verweigert. Expert*innen und Inter-
viewpartner*innen haben festgestellt, dass die-
ses Phanomen auch in der Haltung von Sozialar-
beiter*innen gegeniiber benachteiligten Sinti und
Roma existiert.””

Im folgenden werden Beispiele von Antiziga-
nismus und Diskriminierung von Sinti und Roma
im Bereich der sozialen Diensten ausgefiihrt. Die-
se kleine Auswahl von konkreten Fillen kann dazu
dienen, einen beispielhaften Blick auf die verschie-
denen Bereiche und Dimensionen zu werfen. Der
Bericht kann keine umfassenden Ergebnisse dar-
stellen, dazu wire eine weiterfithrende Forschung
notwendig.

Migration in Kleinstddten: In Ausiibung ihres von
der EU festgelegten Rechts auf Freiziigigkeit sind
Roma bereits seit vielen Jahren als EU-Biirger*in-

78 Interviews mit der Katholischen Erwachsenen- und Familienbildung
Dortmund, den Koordinierenden der kommu-nalen Integrationszent-
ren in Nordrhein-Westfalen Rhine und mit Amaro Foro
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lagen, empirische Forschung und Vorschlage fur die Praxis.



nen nach Deutschland eingereist oder eingewan-
dert. Aufgrund der in Grof3stidten wie Berlin und
Frankfurt in den letzten Jahren steigenden Mieten
ziehen Bulgaren und Rumédnen mit niedrigem so-
ziodkonomischen Status dabei vermehrt in kleine-
re Stadte, in denen die Mieten noch erschwinglich
sind. Dies hat zur Folge, dass die dortigen sozialen
Dienste und Wohlfahrtsorganisationen mit dieser
Einwanderung konfrontiert sind. Nicht selten du-
Bern Sozialarbeiter*innen in o6ffentlichen oder so-
zialen Diensten Vorurteile gegeniiber Roma. Die-
se Vorurteile beruhen zu einem groflen Teil auf
der Unkenntnis der Probleme, mit denen sie und
die Minderheit konfrontiert sind. Die Stadtverwal-
tungen reagieren auf diese Entwicklung mit un-
terschiedlichen Ansidtzen. Im Fall von Siegen in
Nordrhein-Westfalen, wo seit etwa vier Jahren in
der Stadt, Bulgar*innen und Ruméin*innen, darun-
ter auch Roma wohnen, organisierte das Kommu-
nale Integrationszentrum eine Konferenz mit dem
Ziel, unter Behordenmitarbeiter*innen und Sozial-
arbeiter*innen von NGOs, die mit, die, das Wissen
iiber Roma zu vergréflern.®® Ahnliche Bemithun-
gen wurden vom kommunalen Integrationszent-
rum der Stadt Hagen unternommen®'

Organisationen, die soziale Dienste anbieten:
Eine Organisation in Berlin betreibt ein Wohnheim
fiir Obdachlose und bietet ihnen an, ein paar Stun-
den zu ubernachten, zu duschen und sich auszuru-
hen. Diese Organisation richtete einen ,,Roma-Tag"
ein, um die Inanspruchnahme der Dienste durch
Roma auf bestimmte Tage zu beschrinken. Am
»Roma-Tag“ konnten jedoch auch Nicht-Roma die
Dienste in Anspruch nehmen. Auf diese Weise wur-
den die Dienste zwischen Roma und Nicht-Roma
getrennt. Nach Angaben der Organisationsleitung
war dies notwendig, da die Zahl der Roma zu hoch
gewesen sei und sie andere Klient*innen beléstigt
hitten. Die Roma-Organisation Amaro Foro inter-

80 Die Organisatoren erklarten, dass die Konferenz unter den Verwal-
tungsmitarbeiter*innen und Sozialarbeiter*innen, die mit Bulgar*innen
und Ruman*innen arbeiten, eine positive Wirkung hatte. Sie brachten
zum Ausdruck, dass die Konferenz dazu beigetragen habe, aufgetre-
tene Missverstandnisse zu klaren.

81 Interviews mit den kommunalen Integrationszentren Siegen und Hagen.
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venierte vor dem Senat von Berlin, um diese Politik
der Organisation zu dndern. Nach dieser Interven-
tion schaffte die leitende Organisation die diskrimi-
nierende Praxis ab und wechselte ihr Personal.®

Pidagog*innen und Forderderschulen: An Schu-
len werden Padagog*innen, manchmal auch Sozi-
alpddagog*innen oder Sozialarbeiter*innen, enga-
giert, um die Arbeit der Lehrer*innen zu unterstiit-
zen und die Schiiler*innen bei auflerschulischen
Aktivititen an den Schulen zu betreuen. Wie im
Monitoring-Bericht IT dargestellt, wird ein betracht-
licher Teil der Sinti- und Roma-Kinder in Sonder-
schulen geschickt, obwohl sie keinen besonderen
Forderbedarf haben. Die Griinde dafiir sind viel-
faltig: Wenn die Kinder wihrend des mehrstiindi-
gen Frontalunterrichts an Regelschulen nicht ruhig
sind, werden sie unter dem Vorwand ,,sozio-emo-
tionaler Probleme® in Sonderschulen geschickt.
Wenn Lehrer*innen und Schulbehérden der Mei-
nung sind, dass sich diese Kinder in einer ,gemein-
samen’ Umgebung nicht angemessen entwickeln
konnen, konnen sie ebenfalls in Forderschulen ge-
schickt werden. Kinder, die Forderschulen besu-
chen, werden nur selten wieder in Regelschulen
(re)integriert; auch haben sie fortan keine realis-
tischen Chancen auf dem Arbeitsmarkt oder bei
der Sicherung einer Berufsausbildung oder einer
Lehrstelle. Mehrere Studien und die Interviews, die
im Rahmen dieser und friitherer Studien durchge-
tithrt wurden, zeigen, dass antiziganistische Vorur-
teile eine entscheidende Rolle spielen, wenn es da-
rum geht, benachteiligte Sinti- und Roma-Kinder
in Forderschulen zu vermitteln.®* Solche Entschei-
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dungen werden von den Lehrer*innen, der Schul-
verwaltung und den lokalen Schulbehérden ge-
troffen. Padagog*innen, Sozialarbeiter*innen und
Sozialpadagog*innen, die an Schulen arbeiten, kon-
nen jedoch eine entscheidende Rolle spielen, um
solche Entscheidungen zu unterstiitzen oder ihnen
entgegenzuwirken.®

In Kindergirten und Schulen arbeiten auch Pida-
gog*innen und Sozialpddagog*innen. Wie in einer
Studie der Antidiskriminierungsstelle des Bundes
(ADS) festgestellt wurde, sind dabei in Kinder-
girten Erzieher*innen mit Migrationshintergrund
stark unterrepriasentiert. Insgesamt liegt der An-
teil der Erzieher*innen mit Migrationshintergrund
in ganz Deutschland bei rund 8 % — mit einem ho-
heren Anteil in Gebieten, die einen hohen Anteil
von Migranten*innen aufweisen. Dieser Anteil ist
deutlich geringer als der von Kindern mit Migra-
tionshintergrund, die Kindergérten besuchen.®
Die verstarkte Anstellung von Erzieher*innen mit
Migrationshintergrund konnte sich positiv auf die
Bekdmpfung von Antiziganismus in Kindergérten
auswirken. Es muss jedoch beriicksichtigt werden,
dass Migrant*innen bzw. Menschen mit Migrati-
onshintergrund nicht per se frei von antiziganisti-
schen Einstellungen und Vorurteilen sind. Aus In-
terviews geht hervor, dass Migrant*innen, die aus
der Mehrheitsgesellschaft von Landern mit einem
hohen Anteil an Roma stammen (z.B. Bulgarien,

84 Einer der Autoren dieser Studie nahm an einer von einer nordrhein-
westfalischen Gemeinde organisierten Konferenz teil. In dessen
Rahmen fand ein Workshop zum Thema Bildung statt, an dem Schul-
direktor*innen, Lehrer*innen, Erzieher*innen und Sozialarbeiter*innen
teilnahmen. Einige der Sozialarbeiter*innen unterstitzen Schuler*in-
nen mit schwachen schulischen Leistungen. Sie stellten fest, dass
eine betréchtliche Anzahl von Schiler*innen Sonderschulen
(Férderschulen) besucht. Die Leiterin des Workshops, die selbst Romni
ist und fur eine auf Roma ausgerichtete Organisation arbeitet, erklarte,
dass in den meisten Fallen Roma-Schuler*innen aufgrund einer
diskriminierenden Auswahl in Sonderschulen geschickt werden. Wenn
Kinder sich nicht an die Disziplinierungsregeln der Schule halten,
werden sie sehr oft als Kinder mit sozial-emotionalen Problemen
stigmatisiert und auf Sonderschulen geschickt. Diese Entschei-
dung wird oft aufgrund antiziganistischer Vorurteile getroffen. Die
meisten Workshop-Teilnehmer*innen widersprachen dieser Aussage
und erklérten, dass diese Kinder eine Sonderschule bréuchten
Einige Padagogen gaben an, dass die Kinder einen .Intelligenztest”
durchlaufen hatten, der beweisen sollte, dass diese Kinder besondere
Beddrfnisse aufweisen.

85 Antidiskriminierungsstelle des Bundes - ADS (2013), Diskriminierung
im Bildungsbereich und im Arbeitsleben. Zweiter Gemeinsamer
Bericht der Antidiskriminierungsstelle des Bundes und der in ihrem
Zustandigkeitsbereich betroffenen Beauftragten der Bundesregierung
und des Deutschen Bundestages, S. 65.

Ruminien, Polen, Turkei oder Balkan), ebenfalls
nicht frei von Vorurteilen sind.?

Datenschutz: Datenschutz ist ein sensibler Bereich
innerhalb der Sozialen Arbeit und in Bezug auf Sin-
ti und Roma - die aufgrund von historischer Ver-
folgung und alltaglicher Diskriminierung oft sehr
sensibel auf (ethnische) Datenerhebung reagieren.®’
Die Sozialarbeiterin einer Wohlfahrtsorganisation
berichtete in einem Interview, dass sensible Infor-
mationen von Klient*innen wahrend der Teamsit-
zungen weitergegeben werden. Ziel solcher Tref-
fen ist es, dass die Teamleitung und die Mitglieder
des Teams merken, ob die Aufgaben erfiillt wurden
und um einen Erfahrungsaustausch zwischen den
Teammitgliedern zu gewdhrleisten. Die Weiterga-
be sensibler Daten war keinesfalls notwendig und
diente eher zur Reproduktion vorhandener Stereo-
type unter den Sozialarbeiter*innen. Der Teamlei-
ter unternahm nicht die notwendigen Schritte, um
diese Praxis zu unterbinden, antiziganistische Ein-
stellungen und Handlungen im eigenen Team zu
reflektieren und die Daten der Klient*innen so weit
wie moglich zu schiitzen.®®

Paternalismus: Einige Sozialarbeiter*innen versu-
chen, Klient*innen davon zu liberzeugen, dass ihre
»Lebensweise“ nicht die richtige ist. Sie kritisieren,
dass sie zu viele Kinder haben oder dass ihre Kinder
zu spdt zur Schule kimen. Obwohl sich diese So-
zialarbeiter*innen der sozio6konomischen Schwie-
rigkeiten ihrer Klient*innen meist bewusst sind
und somit beispielsweise auch die Griinde fiir die
Verspatungen in der Schule kennen, halten sie an
diesem disziplinierenden und missionarischen An-
satz fest®. Es ist nicht zu kritisieren, wenn Sozial-
arbeiter*innen versuchen, dass ihre Klient*innen
piinktlich Termine wahrnehmen. Zu hinterfragen

86 Interviews mit der Diakonie Dortmund und mit Amaro Foro

87 Zentralrat Deutscher Sinti und Roma: Datenerhebung von Anti-
ziganismus, Antidiskriminierungs- und Gleichstellungsdaten,
16. April 2019: URL: https://zentralrat.sintiundroma.de/dossier-
zum-fachaustausch-datenerhebung-von-antiziganismus-
antidiskriminierungs-und-gleichstellungsdaten/.

88 Interview mit einer Sozialarbeiterin. Die Institution bleibt ungenannt,
um den Arbeitsplatz der Interviewpartnerin nicht zu gefahrden.

89 Interviews mit dem Roma Forderverein Frankfurt und der Katholischen
Erwachsenen- und Familienbildung Dortmund.



ist, wenn individuelle Situationen und Problemla-
gen einer angeblichen ,,Kultur® der Sinti und Roma
zugeschrieben werden und Sozialarbeiter*innen
die Klient*innen als unmiindige Biirger*innen be-
handeln.

Positiver Rassismus: Die verklirende Sichtwei-
se, die Sinti und Roma als fremde Subjekte bzw. als
,Andere’ wahrnimmt, ist in der Sozialen Arbeit, die
sich mit Sinti und Roma beschiftigt, immer pra-
sent gewesen. Auch heute noch sind Vorfille und
Einstellungen, die auf einem positiven Rassismus
beruhen und sich negativ auf Sinti und Roma-Kli-
ent*innen auswirken, unter Sozialarbeiter*innen
weithin verbreitet.”® Zu den Merkmalen, die den
Roma héufig zugeschrieben werden - und die stets
von der Annahme ausgehen, die Roma bildeten
eine homogene Gemeinschaft - gehéren etwa Au-
ferungen wie ,sie sind so nett, ,,immer gliicklich*
oder ,,sie haben ein grofles Freiheitsgefithl“ Indes
nehmen diese Merkmale in der Werteskala unserer
neoliberalen und leistungsorientierten Gesellschaft
zweifelsohne einen geringeren Wert ein. Wenn die
Einzelpersonen den obengenannten Annahmen im
Ubrigen nicht entsprechen, kann sich der positive
Rassismus vieler Sozialarbeiter*innen auch leicht in
sein Gegenteil umkehren und aus den Roma wer-

den dann ,,unhoéfliche Roma“”"

Antiziganismus gegeniiber Roma-Vermittler*in-
nen und -Berater*innen: Roma-Mediator*innen
und -Berater*innen arbeiten an Beratungsschwer-
punkten und Schulen. Dabei begleiten sie ihre
Klient*innen zu Amtern der o6ffentlichen Sozial-
dienste, zu Arbeitsaimtern oder zu Jugendamtern.
Als Schulmediator*innen unterstiitzen sie Famili-
en zugewanderter Roma in ihrem Verhiltnis zum
Schulpersonal. Durch ihre Arbeit wirken sie anti-
ziganistischen Tendenzen und Strukturen in den
offentlichen Sozialdiensten und der Schule entge-

90 Auf einem Vortrag an der Fachhochschule Fulda berichtete Markus
End, dass ein Sozialarbeiter sich im Anschluss an eine Schulung Uber
Antiziganismus mit den Worten geduBert habe: ,Es ist toll, ich habe
schon Araber und Turken, jetzt habe ich Sinti und Roma”.

91 Interview mit der Katholischen Erwachsenen- und Familienbildung
Dortmund
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gen. Einige dieser Mediator*innen und Berater*in-
nen berichten allerdings davon, dass sie von den
Kolleg*innen in der Schule oder von den Mitarbei-
ter*innen der o6ffentlichen Sozialdienste nicht ernst
genommen werden.”

Fliichtlings-/Asylzentren: Ein grofler Teil der
Asylsuchenden aus den Westbalkanldndern sind
Roma. Sie haben ihre Heimatlander verlassen, um
dem dortigen, sich oftmals gewalttdtig dufSernden
Antiziganismus zu entgehen, der ihr materielles
Eigentum, ihr soziales Wohlergehen, ihre korper-
liche Unversehrtheit und teilweise sogar ihr Leben
bedroht. Nachdem die Westbalkanldnder von der
Bundesregierung zu ,sicheren Herkunftslindern®
erklart wurden, werden Asylantrége von Biirger*in-
nen aus diesen Landern abgelehnt. Dennoch kann
das Verfahren der Ablehnung einige Monate oder
sogar Jahre dauern. Wihrend dieser Zeit werden
die Asylsuchenden in Fliichtlings-/Asylzentren un-
tergebracht. Selbstorganisationen von Roma haben
die oftmals unertréiglichen Lebensbedingungen der
Roma in den Asylzentren und die haufig diskrimi-
nierende Behandlung durch Mitarbeiter*innen der
dort tatigen Sozialdienste mehrfach angeprangert.”™

Diese Falle illustrieren vielfaltige antiziganis-
tische Muster in der Sozialen Arbeit. Sozialarbei-
ter*innen fungieren als disziplinierende Agenten
eines Staates, der versucht, strukturelle soziale Un-
gleichheiten auszugleichen und gleichzeitig be-
nachteiligte und hilfsbediirftige Menschen fiir die
herrschenden gesellschaftlichen Strukturen und
Praktiken funktionsfahig zu machen. Ein Teil der
Sozialarbeiter*innen reproduziert antiziganistische
Vorurteile und Stereotypen, die in der Gesellschaft
nach wie vor vorherrschend sind. Diese Vorurteile
driicken sich, wie oben gezeigt, auf unterschiedli-
che Weise aus, als Paternalismus, als positiver Ras-
sismus, als offener Rassismus oder als Segregati-
on. Sinti und Roma-Klient*innen werden dabei oft
wie hilflose Personen behandelt. Die Ethnisierung

92 Interviews mit Roma Forderverein Frankfurt, RAA Berlin und der
Katholischen Erwachsenen- und Familienbildung Dortmund.

93 Roma Buro Freiburg (2018): Roma / Sinti Diskriminierungsbericht;
Interview mit Amaro Foro.
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und Kulturalisierung sozialer Probleme unter be-
nachteiligten Sinti und Roma kommt im sozialen
Bereich stark zum Ausdruck. Die benachteiligte
Stellung bestimmter Sinti und Roma wird von den
Sozialarbeiter*innen auch auf ihre ,,Kultur® und ihr
vermutetes ,Anderssein’ zuriickgefiihrt. In vielen
Fillen fehlt bei Einrichtungen der sozialen Dienste
das Wissen dazu oder der Wille, sich mit den viel-
faltigen Erscheinungsformen des Antiziganismus,
auch im sozialen Bereich, auseinanderzusetzen,
Weiterbildungen zu besuchen bzw. zu organisieren
und ihre Leitlinien zu verandern.

Politische Antwort auf das Problem

SCHULUNGEN FUR SOZIALE DIENSTE
UND SOZIALARBEITER*INNEN

Mehrere Selbstorganisationen von Sinti und Roma
und Organisationen, die sich fiir die Rechte der
Roma einsetzen, wie z. B. das Dokumentations- und
Kulturzentrum Deutscher Sinti und Roma, Amaro
Foro (Berlin), Rom e.V. (Koln), Roma Forderver-
ein Frankfurt, Madhouse (Miinchen) u.a., fithren
tiir Sozialarbeiter*innen und Einrichtungen, die so-
ziale Dienste anbieten, Sensibilisierungskurse zum
Thema Antiziganismus durch.

Eine Sozialdiensteinrichtung in Dortmund, die
eine Beratungsstelle fiir EU-Biirger*innen aus Bul-
garien und Rumadnien, darunter viele Roma, be-
treibt, gab an, dass sie ihren Berater*innen Diver-
sity-Schulungen mit Schwerpunkt Antiziganismus
anbieten mussten, weil sich bei diesen wiederholt
Vorurteile gegeniiber Angehorigen der Minderheit
manifestiert hiatten. Leider sind Fille, in denen die
Organisationen der sozialen Dienste selbst Maf3-
nahmen zur Bekdmpfung von Antiziganismus in-
nerhalb seiner eigenen Strukturen ergreift, nicht
die Regel.”™

Die Roma-Selbstorganisation Amaro Foro aus
Berlin fiihrt ein Projekt zur Bewusstseinsbildung
tiber Antiziganismus durch, das sich an Sozialar-
beiter*innen richtet. Das Projekt, das vom Berliner

94 Interview mit einer Organisation, die in Dortmund ansassige Bulgar*in-
nen und Rumén*innen in sozialen Fragen berét.

Landesamt fiir Gleichbehandlung und gegen Dis-
kriminierung (LADS) finanziert wird, begann am
1. Januar 2020 und wird mindestens ein Jahr, even-
tuell auch zwei Jahre dauern. Dabei wird im ersten
Teil des Projekts ein spezifisches Trainingskonzept
fur die Zielgruppe entwickelt.” Wohlfahrtsverbén-
de und Selbstorganisationen der Roma, die Mit-
tel aus dem Berliner Aktionsplan fiir auslandische
Roma erhalten, haben im Rahmen einer Evalu-
ierung des Plans erkldrt, dass fiir Verwaltungsan-
gestellte und Wohlfahrtsverbande bewusstseins-
bildende Trainings zum Thema Antiziganismus
durchgefiihrt werden sollten.”

Im Rahmen des oben genannten Projekts RO-
MACT wurden fiir Sozialarbeiter*innen, Padago-
g*innen und Sozialpddagog*innen, die bei der 6f-
fentlichen Verwaltung oder Organisationen, die
soziale Dienste anbieten, arbeiten, interkulturel-
le Trainingsprogramme durchgefiihrt. Einem der
Ausbilder zufolge trug das Training dazu bei, un-
ter den Teilnehmenden einen Reflexionsprozess in
Gang zu setzen.”’

SINTI UND ROMA IN DEN SOZIALEN DIENSTEN:
AKTEURE DES EMPOWERMENT

Es gibt Sinti und Roma, die selbst Sozialarbeiter*in-
nen, Erzieher*innen und Sozialpadagog*innen sind
und in Selbstorganisationen oder in Organisatio-
nen, die soziale Dienste anbieten, arbeiten. Ande-
re haben Ausbildungen zu Mediator*innen und Bil-
dungsberater*innen absolviert. In vielen Fillen sind
diese Menschen heute an Schulen titig, wo sie ins-
besondere Sinti- und Roma-Kinder bei der Bewil-
tigung ihrer schulischen Aufgaben unterstiitzen.
Seit den 1990er Jahren gibt es mehrere Program-
me und Initiativen zur Ausbildung von Sinti und

95 Interview mit dem Antidiskriminierungsburo Berlin (LADS)

96 Minor (2019), Erste Empfehlungen aus dem im Jahr 2018 gefthrten
Dialogprozess der Evaluation. Working Paper Il der Evaluation des
Berliner Aktionsplans zur Einbeziehung ausléndischer Roma, S. 14.

Auf eine parlamentarische Anfrage des Berliner Abgeordneten-
hauses antwortete der Berliner Senat, dass an Schulen und auf
regionaler Ebene fur Lehrer*innen und Erzieher*innen Fortbildungen
zur Bekdmpfung von Antiziganismus durchgefihrt werden. Siehe:
Schriftliche Anfrage der Abgeordneten Susana Kahlefeld (GRUNE)
zum Thema: Antiziganismus in Kitas und an Schulen. Abegordneten-
haus Berlin. 18. Wahlperiode. Drucksache 18/14750.

97 Interview mit Christoph Leucht, Trainer bei ROMACT.



Roma zu Mediator*innen. Das ehrgeizigste Pro-
gramm in diesem Bereich wurde vom Staatlichen
Institut fiir Lehrerbildung und Schulentwicklung
Hamburg umgesetzt, das vom Land Hamburg fi-
nanziert wird. Im Rahmen des Programms werden
junge Sinti und Roma in einer einjdhrigen Ausbil-
dung zu Bildungsberater*innen fiir Sinti und Ro-
ma-Schiiler*innen an Schulen ausgebildet. Ein
ahnliches Projekt ist die 18-monatige Ausbildung
von Sinti und Roma zum Bildungsbegleiter in der
Stadt Leer in Ostfriesland. Das Projekt wurde vom
Sinti-Verein Ostfriesland zwischen 2016 und 2018
durchgefithrt und von der Stiftung EVZ gefordert.
Die Absolvent*innen sind nach ihrer Ausbildung in
Schulen und Einrichtungen der Bildungs- und Ju-
gendarbeit titig.

Ein weiteres umfassendes Konzept zur Media-
tion an Schulen wurde durch die RAA Berlin ent-
wickelt und umgesetzt.”® Auch die Roma-Organisa-
tion Romano Than wird in Zusammenarbeit mit der
Stadt Dortmund und dem Land Nordrhein-Westfa-
len ein zweijahriges Training zur Ausbildung von

98 Interview mit RAA; siehe: Nader, Andrés, Die Roma-Schulmediation
der RAA Berlin, in: unsere jugend, 67. Jg., S. 257-261(2015).
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finf Mediator*innen durchfithren, die wiahrend
und nach ihrer Ausbildung an Schulen und bei Tra-
gern der Sozialhilfe arbeiten sollen.
Selbstorganisationen von Sinti und Roma be-
treiben haufig Beratungsstellen und tibernehmen
damit Verantwortung gegeniiber anderen Ange-
horigen der Minderheit. Sie wissen, dass benach-
teiligte Sinti und Roma durch sie eine bessere Un-
terstiitzung erhalten. Zugleich tragen sie durch ihre
Tatigkeit dazu bei, Antiziganismus in den sozialen
Diensten und in der Gesellschaft entgegenzuwir-
ken.”” Amaro Foro hat beispielsweise 2010 damit
begonnen, ohne finanzielle Mittel eine Beratungs-
stelle fiir zugewanderte EU-Biirger*innen aus Ost-
europa zu betreiben, weil die Stadtverwaltung nicht
in der Lage war, eine solche Dienstleistung von sich
aus zu erbringen. In vielen Fillen scheint die 6f-
fentliche Verwaltung Selbstorganisationen von Sin-
ti und Roma als eine Art Liickenbiifler zu betrach-
ten."”” Das Ziel der offentlichen Verwaltung und
der Sozialdienste sollte eine Diskriminierungs- und
Antiziganismusfreie Soziale Arbeit sein.

99 Interview mit Amaro Foro.

100 Interview mit dem Landesverband Deutscher Sinti und Roma Baden-
Warttemberg. Sie gaben an, dass sie von der Landesregierung gebe-
ten wurden, ein Beratungszentrum zu betreiben, obwohl dies nicht
Teil ihrer Tatigkeit sei.

37



38

Bibliographie

Amaro Foro (2019):
5 Jahre. Dokumentationsstelle Antiziganismus.

Antidiskriminierungsstelle des Bundes
(2017):

Diskriminierung in Deutschland. Dritter gemein-
samer Bericht der Antidiskriminierungsstelle des
Bundes und der in ihrem Zustidndigkeitsbereich
betroffenen Beauftragten der Bundesregierung
und des Deutschen Bundestages.

Baumann, Marie-Luise; Feneberg, Valentin;
Kronenbitter, Lara; Nagshband, Saboura;
Nowicka, Magdalena; Will, Anne-Kathrin;
unterstitzt von Doroteha Rausch (2019):
Ein Zeitfenster fiir Vielfalt. Chance fiir die
interkulturelle Offnung der Verwaltung.

Fiir ein besseres Morgen. Im Auftrag der
Friedrich-Ebert-Stiftung.

Bundesministerium des Innern (2017):
Informationen von Deutschland {iber den
Fortschritt bei der Umsetzung des Berichts
»EU-Rahmen fiir nationale Strategien zur
Integration der Roma bis 2020 — Integrierte
Mafinahmenpakete zur Integration und
Teilhabe der Sinti und Roma in Deutschland® -
2016.

Leibnitz, Mirja; Schmitt, Anna; Ruiz Torres,
Guillermo; Botescu, Diana (2015):
Forderprognose: negativ. Eine Bestandsaufnahme
zur Diskriminierung von Bulgar_innen und
Rumin_innen mit zugeschriebenem oder tatsach-
lichem Roma-Hintergrund in Deutschland.

Hunner-Kreisel, Christine; Wetzel, Jana
(Hrsg.) (2017):

Rassismus in der Sozialen Arbeit und Rassismus-
kritik als Querschnittsaufgabe. Praxis. Zeitschrift
fiir Sozialarbeit, Sozialpadagogik und Sozialpolitik.
Sonderheft 15.

Meier, Verena (2017):

Gutachten zum Forschungsstand zum Thema
»Protestantismus und Antiziganismus®. Gutachten
im Auftrag des Zentralrats Deutscher Sinti und
Roma.

Netzwerk Europa in Bewegung (2018):

Die Arbeitshilfe ,Bekdimpfung von organisiertem
Leistungsmissbrauch durch EU-Biirger® -

Ein Leitfaden zur Kriminalisierung und Ausgren-
zung prekarisierter Unionsbiirger*innen?!.

Stender, Wolfram (2016):
Konstellationen des Antiziganismus.
Theoretische Grundlagen, empirische
Forschung und Vorschlége fiir die Praxis.






Bl Roma stk



	Abkürzungen
	Vorbemerkung
	Zusammenfassung
	Empfehlungen
	Einleitung
	Antiziganismus in der öffentlichen Verwaltung
	Hintergrund und Ursache des Problems
	Beispiele für diskriminierende 
Diskurse, Maßnahmen und Praktiken gegen Sinti und Roma
	Politische Antwort auf das Problem 

	Antiziganismus und 
Soziale Arbeit
	Hintergrund und Ursache des Problems 
	Politische Antwort auf das Problem 

	Bibliographie

